I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

d) wird UN-Ozeane dariiber hinaus den Hochrangigen Ausschuss fiir Programmfragen jahrlich
tiber seine Aktivitdten und Arbeitsprogramme unterrichten;

e) wird UN-Ozeane alle seine Tagungsberichte, Aufgabenberichte, Jahresberichte an den Infor-
mellen Beratungsprozess und anderen einschlédgigen Dokumente systematisch in die Website von UN-
Ozeane (www.unoceans.org) einstellen.

RESOLUTION 68/71

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 9. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.19 und Add.1, eingebracht von: Australien, Barbados, Belgien, Chile, Costa Rica, Dénemark,
Griechenland, Island, Jamaika, Kanada, Litauen, Malediven, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Mon-
tenegro, Nauru, Neuseeland, Norwegen, Palau, Portugal, Samoa, Slowenien, Tonga, Trinidad und Tobago, Ukra-
ine, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

68/71. Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Ubereinkommen von 1995 zur Durchfiihrung
der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezem-
ber 1982 (iber die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietstibergreifenden Fischbestan-
den und Bestanden weit wandernder Fische und damit zusammenhangende Ubereinkiinfte

Die Generalversammlung,

in Bekraftigung ihrer jéhrlichen Resolutionen iiber nachhaltige Fischerei, namentlich der Resolution
67/79 vom 11. Dezember 2012, und anderer einschldgiger Resolutionen,

unter Hinweis auf die einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten
Nationen (,,Seerechtsiibereinkommen®)'®® und eingedenk des Verhiltnisses zwischen dem Seerechtsiiber-
einkommen und dem Ubereinkommen von 1995 zur Durchfiihrung der Bestimmungen des Seerechts-
iibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung
von gebietsiibergreifenden Fischbestinden und Bestinden weit wandernder Fische (,,Durchfithrungs-
{ibereinkommen*)'®’,

unter BegruBung der Ratifikationen des Durchfiithrungsiibereinkommens und der Beitritte dazu so-
wie der Tatsache, dass immer mehr Staaten, im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buch-
stabe b des Durchfiihrungsiibereinkommens genannte Rechtstrager und subregionale und regionale Organi-
sationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf MaBnahmen zur Umsetzung
der Bestimmungen des Durchfiihrungsiibereinkommens ergriffen haben, um ihre Bewirtschaftungsregime
zu verbessern,

sowie unter BegriBung der Arbeit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und ihres Fischereiausschusses und insbesondere in Anerkennung des Verhaltenskodexes fiir ver-
antwortungsvolle Fischerei der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (,,Ver-
haltenskodex) und der anderen damit verbundenen Ubereinkiinfte, einschlieBlich der internationalen Ak-
tionspléne, in denen Grundsitze und globale Verhaltensnormen fiir verantwortungsvolle Verfahrensweisen in
Bezug auf die Erhaltung von Fischereiressourcen und die Fischereibewirtschaftung und -entwicklung festge-
legt sind, sowie der Erkldrung von Rom von 2005 iiber illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei,

mit Besorgnis feststellend, dass die wirksame Bestandsbewirtschaftung in der marinen Fangfischerei
in einigen Gebieten durch unzuverlédssige Informationen und Daten, die unter anderem auf nicht oder falsch
gemeldete Fangmengen und Befischung zuriickzufiihren sind, erschwert wird und dass dieser Mangel an
genauen Daten in einigen Gebieten zur Uberfischung beitrigt,

in Anerkennung des maligeblichen Beitrags der nachhaltigen Fischerei zur Erndhrungssicherheit,
zum Einkommen, zum Wohlstand und zur Linderung der Armut der heutigen und kiinftigen Generationen,

1% United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 199411 S. 1798;
6BGBI. Nr. 885/1995; AS 2009 3209.

17 Ebd., Vol. 2167, Nr. 37924. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2000 II S. 1022; 6BGBL. III Nr. 21/2005.
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in dieser Hinsicht unter BegriBung des von der Generalversammlung in ihrer Resolution 66/288
vom 27. Juli 2012 gebilligten Ergebnisdokuments der vom 20. bis 22. Juni 2012 in Rio de Janeiro (Brasili-
en) abgehaltenen Konferenz der Vereinten Nationen {iber nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,Die Zu-
kunft, die wir wollen®,

unter BegriiBung des Uberpriiften strategischen Rahmens der Ernihrungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen, den die Konferenz der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen auf ihrer achtunddreiBigsten Tagung billigte,

unter Hinweis darauf, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen*!®® aufgefordert wurden, die

Umsetzung der von dem Ausschuss fiir Welterndhrungssicherheit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen erarbeiteten Freiwilligen Leitlinien fiir die verantwortungsvolle Rege-
lung der Nutzungs- und Besitzrechte an Land, Fischgriinden und Wéldern im Kontext der nationalen Er-
ndhrungssicherheit gebiihrend zu erwégen,

Kenntnis nehmend von den laufenden Arbeiten der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen zur Erstellung internationaler Leitlinien fiir die Sicherung einer nachhaltigen Klein-
fischerei, namentlich von der Wiederaufnahme der Technischen Konsultation iiber die Internationalen Leit-
linien fiir die Sicherung einer nachhaltigen Kleinfischerei, dic vom 3. bis 7. Februar 2014 stattfinden soll,

anerkennend, dass auf allen Ebenen dringend gehandelt werden muss, um die langfristige nachhalti-
ge Nutzung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen durch die umfassende Anwendung des Vorsor-
geansatzes und von Okosystemansétzen sicherzustellen,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis iiber die derzeitigen und die erwarteten nachteiligen Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die Erndhrungssicherheit und die Nachhaltigkeit der Fischerei und in dieser Hin-
sicht Kenntnis nehmend von der Arbeit der Zwischenstaatlichen Sachverstindigengruppe iiber Klimaédnde-
rungen, der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen,

in Bekraftigung ihrer Entschlossenheit, sicherzustellen, dass die von den regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaf-
tungsmalBnahmen auf den besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informationen beruhen,

missbilligend, dass die Fischbestinde, einschlieBlich der gebietsiibergreifenden Fischbestinde und
der Bestinde weit wandernder Fische, in vielen Teilen der Welt iiberfischt oder kaum regulierter, starker
Befischung ausgesetzt sind, was unter anderem auf illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei, unzu-
reichende Kontrolle und Durchsetzung durch die Flaggenstaaten, einschlieBlich Uberwachungs-, Kontroll-
und AufsichtsmaBnahmen, auf unzureichende Regulierungsmafnahmen, schidliche Fischereisubventionen
und Uberkapazititen sowie unzureichende Hafenstaatkontrolle zuriickzufiihren ist, wie in dem Bericht der
Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen mit dem Titel The State of World Fi-
sheries and Aquaculture 2012 (Zur Situation der weltweiten Fischerei und Aquakultur 2012) hervorgeho-
ben wird,

mit dem Ausdruck ihrer Unterstitzung fiir beschleunigte Bemiihungen um den Abschluss der lau-
fenden Verhandlungen in der Welthandelsorganisation zur Stirkung der Disziplinen betreffend Subventio-
nen im Fischereisektor, namentlich durch das Verbot bestimmter Formen von Fischereisubventionen, die zu
Uberkapazititen und Uberfischung beitragen,

besorgt dariiber, dass nur eine begrenzte Zahl von Staaten MaBnahmen ergriffen haben, um den von
der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedeten Internationalen
Aktionsplan fiir die Steuerung der Fangkapazititen einzeln und iiber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung umzusetzen,

1% Resolution 66/288, Anlage.
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unter Hinweis auf den Internationalen Aktionsplan zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbin-
dung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei, der von der Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedet wurde,

besonders besorgt dariiber, dass die illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei eine ernsthafte
Bedrohung fiir die Fischbestdnde und die Meereslebensrdume und -6kosysteme darstellt und der nachhalti-
gen Fischerei sowie der Erndhrungssicherheit und den Volkswirtschaften vieler Staaten, insbesondere von
Entwicklungslandern, schadet,

besorgt dariiber, dass sich einige Fischereibetreiber die Globalisierung der Fischereimérkte zuneh-
mend zunutze machen, um mit aus der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei stammenden
Fischereierzeugnissen Handel zu treiben, und aus diesen Tétigkeiten wirtschaftliche Gewinne erzielen, was
fiir sie einen Anreiz zur Fortfiihrung ihrer Tatigkeiten darstellt,

in der Erkenntnis, dass eine wirksame Abschreckung und Bekdmpfung der illegalen, ungemeldeten
und unregulierten Fischerei mit einem erheblichen finanziellen und sonstigen Ressourcenaufwand verbun-
den ist,

sowie in der Erkenntnis, dass die Flaggenstaaten gemil dem Seerechtsiibereinkommen, dem Uber-
einkommen zur Forderung der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und BewirtschaftungsmaBinahmen
durch Fischereifahrzeuge auf Hoher See (,,Einhaltungsiibereinkommen®)'®, dem Durchfiihrungsiiberein-
kommen und dem Verhaltenskodex die Pflicht haben, wirksame Kontrolle iiber die ihre Flagge fithrenden
Fischereifahrzeuge und Hilfsschiffe auszuiiben und dafiir Sorge zu tragen, dass deren Tatigkeit die Wirk-
samkeit der im Einklang mit dem Volkerrecht und auf nationaler, subregionaler, regionaler oder globaler
Ebene getroffenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen nicht beeintrachtigt,

ferner in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, Umladungen auf See angemessen zu regulieren, zu
tiberwachen und zu kontrollieren, um zur Bekdmpfung illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei-
tatigkeiten beizutragen,

feststellend, dass auf der von der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen fiir den 4. bis 8. Februar 2013 nach Rom einberufenen zweiten wiederaufgenommenen Tagung der
Technischen Konsultation {iber die Leistung der Flaggenstaaten die Freiwilligen Leitlinien fiir die Leistung
der Flaggenstaaten vereinbart wurden, die der Fischereiausschuss 2014 auf seiner einunddreiBigsten Ta-
gung behandeln soll,

sowie feststellend, dass alle Staaten gehalten sind, im Einklang mit dem Volkerrecht, wie in den
einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens niedergelegt, bei der Erhaltung und Bewirt-
schaftung der lebenden Meeresressourcen zusammenzuarbeiten, und anerkennend, dass die Koordinierung
und Zusammenarbeit auf globaler, regionaler, subregionaler und nationaler Ebene, unter anderem auf dem
Gebiet der wissenschaftlichen Meeresforschung, der Datenerhebung, des Informationsaustauschs, des Ka-
pazititsaufbaus und der Ausbildung, fiir die Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltige ErschlieBung der
lebenden Meeresressourcen von hoher Bedeutung sind,

anerkennend, wie wichtig auBlerhalb der Gebiete nationaler Hoheitsbefugnisse verankerte Bojensys-
teme zur Erfassung von Ozeandaten fiir die nachhaltige Entwicklung, die Sicherheit auf See und die Ver-
ringerung der menschlichen Gefdhrdung durch Naturkatastrophen sind, da sie fiir Wetter- und Meeresvor-
hersagen, in der Fischereibewirtschaftung sowie bei Tsunamivorhersagen und Klimaprognosen genutzt
werden, und mit dem Ausdruck der Besorgnis dariiber, dass die meisten Schéden an solchen Bojen, bei-
spielsweise an verankerten Bojen und an Tsunametern, héufig durch einige Fischfangtreibende verursacht
werden, die die Bojen unbrauchbar machen,

in dieser Hinsicht begriiBend, dass die Staaten einzeln oder {iber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung Mafinahmen getroffen haben, um Bojensysteme zur
Erfassung von Ozeandaten vor den Auswirkungen von Fischereititigkeiten zu schiitzen,

1% United Nations, Treaty Series, Vol. 2221, Nr. 39486. Amtliche deutschsprachige Fassung: ABL. EG 1996 Nr. L 177 S. 24.
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in der Erkenntnis, dass die Staaten einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung weiterhin volkerrechtskonforme wirksame Hafenstaatmafnah-
men zur Bekdmpfung der Uberfischung und der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei entwi-
ckeln und durchfithren miissen, dass es dringend geboten ist, mit den Entwicklungsldndern beim Aufbau
ihrer Kapazitdten zusammenzuarbeiten, und dass die Zusammenarbeit der Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation in dieser
Hinsicht wichtig ist,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Ratifikation, der Annahme und der Genehmigung des
Ubereinkommens der Ernidhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinen Nationen iiber Hafen-
staatmafinahmen zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unre-
gulierten Fischerei'”’ und den Beitritten zu ihm,

Kenntnis nehmend von den regionalen Arbeitstagungen zum Kapazitétsaufbau, die die Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen in Zusammenarbeit mit anderen internationalen
Institutionen, Programmen und Projekten in Vorbereitung auf das Inkrafttreten des Ubereinkommens iiber
Hafenstaatmanahmen zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und
unregulierten Fischerei einberufen hat,

begrifend, dass das vierte Globale Schulungsseminar iiber die Durchsetzung von Fischereivor-
schriften fiir den 17. bis 21. Februar 2014 nach San José einberufen wurde,

in Anerkennung der Anstrengungen, die die Staaten einzeln und iiber regionale Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung unternehmen, um die Resolution 46/215 der General-
versammlung vom 20. Dezember 1991 durchzufiihren, in der diese ein weltweites Moratorium fiir den ge-
samten Fischfang mit grofen pelagischen Treibnetzen forderte, einschliellich kooperativer Durchset-
zungsmafBnahmen in der Fischerei, und insbesondere in Anerkennung der iiber 20 Jahre hinweg unternom-
menen Anstrengungen der Mitgliedstaaten der Kommission fiir anadrome Fische des Nordpazifik, die er-
folgreich dazu beigetragen haben, dass der Einsatz groBer pelagischer Treibnetze auf Hoher See im Nord-
pazifik zuriickgegangen ist,

besorgt, dass die Meeresverschmutzung jedweden Ursprungs eine ernsthafte Bedrohung der
menschlichen Gesundheit und Sicherheit darstellt, die Fischbestidnde, die biologische Vielfalt der Meere
und die Meeres- und Kiistenlebensraume gefihrdet und erhebliche Kosten fiir die lokale Wirtschaft und die
Volkswirtschaft verursacht,

in der Erkenntnis, dass Meeresmiill ein globales, grenziiberschreitendes Verschmutzungsproblem ist
und dass aufgrund der vielen verschiedenen Arten und Quellen von Meeresmiill unterschiedliche Ansétze
zu seiner Verhinderung und Beseitigung erforderlich sind, einschlieBlich der Ermittlung dieser Quellen,

feststellend, dass der Beitrag der nachhaltigen Aquakultur zur globalen Fischversorgung den Ent-
wicklungsldndern weiterhin Moglichkeiten erdffnet, die lokale Erndhrungssicherheit zu erhdhen und die
Armut zu lindern, und dass so gemeinsam mit den Anstrengungen anderer Lander, die Aquakultur betrei-
ben, erheblich dazu beigetragen wird, die kiinftige Fischnachfrage zu befriedigen, unter Beriicksichtigung
des Artikels 9 des Verhaltenskodexes,

bekraftigend, wie wichtig die nachhaltige Aquakultur fiir die Ernéhrungssicherheit ist, und besorgt
iiber die moglichen Auswirkungen gentechnisch verénderter Fischarten auf die Gesundheit und Nachhaltig-
keit der Wildfischbestinde,

unter Hinweis auf die besonders prekére Situation der kleinen Inselentwicklungslénder, der anderen
Kiistenentwicklungslander und der Subsistenzfischerei betreibenden Gemeinschaften, deren Existenzgrund-
lagen, Wirtschaftsentwicklung und Erndhrungssicherheit in hohem Mafl von der nachhaltigen Fischerei
abhéngen und die unter einer Beeintrachtigung der nachhaltigen Fischerei unverhéltnismaBig stark zu lei-
den hitten,

' Food and Agriculture Organization of the United Nations, Dokument C 2009/REP und Corr.1-3, Anhang E. Amtliche
deutschsprachige Fassung: ABIL. EU 2011 Nr. L 191 S. 3.
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in dieser Hinsicht unter Begrifung der dritten Internationalen Konferenz iiber die kleinen Inselent-
wicklungslidnder, die vom 1. bis 4. September 2014 in Apia stattfinden und sich schwerpunktmaBig mit den
kleinen Inselentwicklungsldndern als Sonderfall der nachhaltigen Entwicklung vor dem Hintergrund ihrer
einzigartigen und besonderen Verwundbarkeit befassen wird,

auf die Umsténde verweisend, die die Fischerei in vielen Entwicklungslédndern, insbesondere in afti-
kanischen Landern und in kleinen Inselentwicklungslédndern, beeinflussen, und in Anbetracht der dringen-
den Notwendigkeit, Kapazitidten aufzubauen, namentlich Meerestechnologie und insbesondere Fischerei-
technologie weiterzugeben, um diese Staaten verstirkt zur Wahrnehmung ihres Rechts, aus den Fischerei-
ressourcen Nutzen zu ziehen, und zur Erfiillung ihrer Verpflichtungen nach den internationalen Uberein-
kiinften zu befdhigen,

in der Erkenntnis, dass geeignete Mafinahmen ergriffen, angewandt und durchgesetzt werden miis-
sen, um Beifdnge, Abfille, Riickwiirfe, namentlich zur Aufwertung der Fange, Verluste von Fanggerdt und
andere Faktoren, die die Nachhaltigkeit der Fischbestéinde und Okosysteme beeintrichtigen und infolgedes-
sen auch schidliche Auswirkungen auf die Volkswirtschaften und die Erndhrungssicherheit der kleinen In-
selentwicklungslénder, der anderen Kiistenentwicklungsldnder und der Subsistenzfischerei betreibenden
Gemeinschaften haben konnen, auf ein Mindestmal} zu reduzieren,

sowie in der Erkenntnis, dass Okosystemansitze stirker in die Erhaltung und Bewirtschaftung der
Fischerei einflieBen miissen und wie wichtig es dariiber hinaus ist, Okosystemansitze auf die Regelung
menschlicher Aktivititen in den Ozeanen anzuwenden, und in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von der
Erkldrung von Reykjavik iiber verantwortungsvolle Fischerei im Meeresokosystem'”!, von der Arbeit der
Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit Leitlinien fiir
die Anwendung des Okosystemansatzes auf die Fischereibewirtschaftung und der Bedeutung dieses Ansat-
zes im Hinblick auf die einschldgigen Bestimmungen des Durchfithrungsiibereinkommens und des Verhal-
tenskodexes sowie von dem Beschluss VII/11'"* und den anderen einschligigen Beschliissen der Konferenz
der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt,

ferner in der Erkenntnis, welche wirtschaftliche und kulturelle Bedeutung Haifische in vielen Lan-
dern haben, welche biologische Bedeutung ihnen als wichtiger Raubfischart im marinen Okosystem zu-
kommt, dass bestimmte Haiarten durch Uberfischung gefihrdet und einige vom Aussterben bedroht sind,
dass Mafinahmen ergriffen werden miissen, um die langfristige Erhaltung und Bewirtschaftung und die
nachhaltige Nutzung der Haipopulationen und der Haifischerei zu fordern, und dass der 1999 von der Er-
néhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedete Internationale Aktions-
plan zur Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifischen die maBgebliche Leitlinie fiir die Ausarbeitung
solcher Mafinahmen bildet,

in dieser Hinsicht unter BegriiRung der Uberpriifung der Umsetzung des Internationalen Aktions-
plans zur Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifischen durch die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen sowie der laufenden Arbeit der Organisation in diesem Bereich,

besorgt feststellend, dass nach wie vor keine grundlegenden Daten zu Haifischbestdnden und
-fangen vorliegen und dass nicht alle regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafnahmen fiir die gezielte Haifischerei sowie fiir die
Regelung des Beifangs von Haifischen bei der Befischung anderer Arten beschlossen haben,

unter BegriRung der wissenschaftlich fundierten MaBinahmen, die die Staaten zur Erhaltung und
nachhaltigen Bewirtschaftung von Haifischen ergriffen haben, und in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend
von den Bewirtschaftungsmafnahmen der Kiistenstaaten, zu denen Fang- und Fischereiaufwandsbeschran-
kungen, technische MaBlnahmen, namentlich zur Verringerung von Beifdngen, die Festlegung von Schutz-
und Schongebieten und Schonzeiten sowie Uberwachungs-, Kontroll- und AufsichtsmaBnahmen gehéren,

"I E/CN.17/2002/PC.2/3, Anlage.
172 Siche United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/7/21, Anhang.
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feststellend, dass die Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber den internationalen
Handel mit gefédhrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen auf ihrer sechzehnten Tagung vom 3. bis
14. Mérz 2013 in Bangkok fiinf Haifischarten und zwei Arten von Mantarochen in den Anhang II des
Ubereinkommens iiber den internationalen Handel mit gefihrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen'”
aufgenommen hat,

in der Erkenntnis, wie wichtig die Meeresarten der unteren trophischen Ebenen im Okosystem und
fiir die Erndhrungssicherung sind und dass ihre langfristige Bestandfdhigkeit sichergestellt werden muss,

mit dem Ausdruck der Besorgnis dariiber, dass Seevogel, insbesondere Albatrosse und Sturmvogel,
sowie andere Meeresarten, namentlich Haie und andere Fischarten, Meeressédugetiere und Meeresschildkro-
ten, nach wie vor als Beifang der Fischerei zum Opfer fallen, gleichzeitig jedoch die betrichtlichen An-
strengungen anerkennend, die von Staaten und im Rahmen verschiedener regionaler Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung unternommen werden, um die Beifangsterblichkeit zu
verringern,

|
Herbeifihrung einer nachhaltigen Fischerei

1.  bekréaftigt die Bedeutung, die sie der langfristigen Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhalti-
gen Nutzung der lebenden Meeresressourcen der Ozeane und Meere der Welt beimisst, sowie die Verpflich-
tung der Staaten, im Hinblick auf dieses Ziel im Einklang mit dem Vélkerrecht zusammenzuarbeiten, wie
in den entsprechenden Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens'®, insbesondere den Bestimmungen
{iber Zusammenarbeit in Teil V und Teil VII Abschnitt 2 des Ubereinkommens sowie, soweit anwendbar, in
dem Durchfiihrungsiibereinkommen'®’ festgelegt;

2.  fordert alle Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, zur Verwirklichung des Ziels
der universellen Beteiligung Vertragsparteien des Seerechtsiibereinkommens zu werden, das den rechtli-
chen Rahmen fiir alle Tétigkeiten in den Ozeanen und Meeren vorgibt, unter Beriicksichtigung des Verhilt-
nisses zwischen dem Seerechtsiibereinkommen und dem Durchfiihrungsiibereinkommen;

3. stellt mit Befriedigung fest, dass sich die Staaten in ,.Die Zukunft, die wir wollen“'®® mit der

nachhaltigen Entwicklung der Fischerei befassten, den wesentlichen Beitrag der Fischerei zu den drei Di-
mensionen der nachhaltigen Entwicklung anerkannten und die entscheidende Rolle gesunder mariner Oko-
systeme, der nachhaltigen Fischerei und einer nachhaltigen Aquakultur fiir die Erndhrungssicherheit und
die Erndhrung und fiir die Existenzsicherung von Millionen Menschen betonten, und legt den Staaten nahe,
die in ,,Die Zukunft, die wir wollen* abgegebenen Zusagen zu erfiillen;

4. legt den Staaten nahe, den Durchfithrungsplan des Weltgipfels fiir nachhaltige Entwicklung
(,,Durchfiihrungsplan von Johannesburg®)'’* mit dem gebiihrenden Vorrang umzusetzen, soweit er sich
darauf bezieht, eine nachhaltige Fischerei herbeizufiihren, und insbesondere erschopfte Fischbestinde drin-
gend und nach Moglichkeit spétestens bis 2015 auf einen Stand zuriickzufiihren, der den groBtmoglich er-
reichbaren Dauerertrag sichert, und erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen*
verpflichteten, stirkere Anstrengungen zur Erreichung dieses Zieles zu unternechmen und dringend die er-
forderlichen MaBnahmen zu ergreifen, um alle Fischbestéinde mindestens auf einem Stand zu erhalten oder
auf diesen zurilickzufithren, der den grofStmoglich erreichbaren Dauerertrag sichert, und dieses Ziel unter
Beriicksichtigung der biologischen Merkmale des jeweiligen Bestands so rasch wie moglich zu erreichen
und zu diesem Zweck dringend wissenschaftlich fundierte Bewirtschaftungsplane zu erarbeiten und umzu-
setzen, die je nach dem Zustand des Bestands die Senkung der Fangmengen oder die Aussetzung der Befi-
schung umfassen, im Einklang mit dem Volkerrecht, den anwendbaren internationalen Rechtsakten und den

' United Nations, Treaty Series, Vol. 993, Nr. 14537. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1975 I S. 773; LGBI.
1980 Nr. 63; 6BGBI. Nr. 188/1982; AS 1975 1135.

174 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannesburg, South Africa, 26 August—4 September 2002 (Unit-
ed Nations publication, Sales No. E.03.1I.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfiigbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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einschlagigen Resolutionen der Generalversammlung und den entsprechenden Leitlinien der Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen;

5. fordert die Staaten nachdricklich auf, entweder unmittelbar oder iiber geeignete subregionale,
regionale oder globale Organisationen oder Vereinbarungen verstarkte Anstrengungen zu unternehmen, um
die Auswirkungen des globalen Klimawandels und der Versauerung der Ozeane auf die Nachhaltigkeit der
Fischbesténde und der sie tragenden Lebensraume, insbesondere der am stérksten betroffenen, zu bewerten
und gegebenenfalls anzugehen;

6. betont die Verpflichtung der Flaggenstaaten, ihre Aufgaben im Einklang mit dem Seerechts-
iibereinkommen und dem Durchfiihrungsiibereinkommen wahrzunehmen und sicherzustellen, dass die ihre
Flagge fiihrenden Schiffe die fiir die Fischereiressourcen auf Hoher See beschlossenen und geltenden Er-
haltungs- und Bewirtschaftungsmaf3nahmen einhalten;

7.  fordert alle Staaten auf, unmittelbar oder tiber die regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung und im Einklang mit dem Voélkerrecht und dem Verhaltenskodex
den Vorsorgeansatz und Okosystemansitze auf breiter Ebene auf die Erhaltung, Bewirtschaftung und Nut-
zung der Fischbestdnde anzuwenden, und fordert auBlerdem die Vertragsstaaten des Durchfiithrungsiiberein-
kommens auf, die Bestimmungen des Artikels 6 des Ubereinkommens in vollem Umfang und mit Vorrang
umzusetzen,;

8. legt den Staaten eindringlich nahe, sich bei der Ausarbeitung, BeschlieBung und Durchfiihrung
von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen in zunehmendem Mafe auf wissenschaftliche Beratung
zu stiitzen und unter anderem im Wege der internationalen Zusammenarbeit verstirkte Anstrengungen zur
Forderung der wissenschaftlichen Grundlagen von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen zu unter-
nehmen, bei denen im Einklang mit dem Vélkerrecht der Vorsorgeansatz und Okosystemansitze auf die
Fischereibewirtschaftung angewandt werden, und so das Verstindnis von Okosystemansitzen zu vertiefen,
mit dem Ziel, die langfristige Erhaltung und nachhaltige Nutzung der lebenden Meeresressourcen zu ge-
wihrleisten, und befiirwortet in diesem Zusammenhang die Durchfiihrung der Strategie der Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen zur Verbesserung der Informationen iiber den
Stand und die Tendenzen der Fangfischerei als Rahmen zur Verbesserung und zum Verstéindnis des Stands
und der Tendenzen der Fischerei;

9. fordert alle Staaten auf, unmittelbar oder iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung bestandsspezifische vorsorgliche Bezugswerte, wie in Anlage 11
des Durchfiihrungsiibereinkommens und in dem Verhaltenskodex beschrieben, anzuwenden, um sicherzu-
stellen, dass die Populationen befischter Bestéinde und gegebenenfalls vergesellschafteter oder abhingiger
Arten auf einem nachhaltigen Stand erhalten oder auf diesen zuriickgefiihrt werden, und diese Bezugswerte
zu nutzen, um Erhaltungs- und BewirtschaftungsmaBnahmen in Gang zu setzen;

10. ermutigt die Staaten, den Vorsorgeansatz und Okosystemansitze bei der BeschlieBung und
Durchfiihrung von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen anzuwenden, die sich unter anderem ge-
gen Beifiinge, Verschmutzung und Uberfischung richten und den Schutz besonders bedrohter Lebensriume
anstreben, und dabei die bestehenden Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen zu beriicksichtigen;

11. ermutigt die Staaten aulRerdem, einzeln oder tiber die regionalen Organisationen oder Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung Beobachtungsprogramme auszuarbeiten beziechungsweise zu
stirken, um die Erhebung von Daten unter anderem iiber Ziel- und Beifangarten zu verbessern, was auch
fiir die Uberwachungs-, Kontroll- und Aufsichtsinstrumente hilfreich sein konnte, und Normen, Formen der
Zusammenarbeit sowie andere bestehende Strukturen fiir derartige Programme, wie in Artikel 25 des
Durchfiihrungsiibereinkommens und in Artikel 5 des Verhaltenskodexes beschrieben, zu beriicksichtigen;

12. fordert die Staaten sowie die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung auf, die erforderlichen Daten iiber Fangmengen und Fischereiaufwand sowie fischerei-
bezogene Informationen vollstdndig, genau und fristgerecht zu erheben und gegebenenfalls der Erndh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen zu melden, namentlich Daten iiber gebiets-
iibergreifende Fischbestinde und Bestinde weit wandernder Fische innerhalb und auBlerhalb der Gebiete
nationaler Hoheitsbefugnisse, gesonderte Hochseefischbestéinde sowie Beifange und Riickwiirfe, und, so-
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fern es an solchen Daten mangelt, Verfahren zur Verbesserung der Datenerhebung und der Berichterstattung
durch die Mitglieder der regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung einzurichten, darunter regelmiBige Uberpriifungen der Einhaltung dieser Verpflichtungen durch die
Mitglieder, und bei Nichteinhaltung das betreffende Mitglied zu verpflichten, das Problem zu beheben,
einschlieBlich durch die Ausarbeitung von Aktionsplédnen mit vorgegebenen Fristen;

13. bittet die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung, bei der Umsetzung und Weiterentwicklung des Systems zur Uberwachung der Fische-
reiressourcen mit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen zusammenzu-
arbeiten;

14. bekréaftigt Ziffer 10 ihrer Resolution 61/105 vom 8. Dezember 2006 und fordert die Staaten
auf, unter anderem im Rahmen regionaler Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung dringend Mafinahmen auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informatio-
nen zu beschlieBen und umzusetzen, um den Internationalen Aktionsplan zur Erhaltung und Bewirtschaf-
tung von Haifischen in Bezug sowohl auf die gezielte Haifischerei als auch den nicht gezielten Fang von
Haien voll durchzufiihren, indem sie unter anderem Fang- oder Fischereiaufwandsbeschrankungen verhén-
gen, die ihre Flagge fithrenden Schiffe zur Erhebung und regelméBigen Vorlage von Daten iiber Haifisch-
fange, darunter artenspezifische Daten, Riickwiirfe und Anlandungen, verpflichten, umfassende Abschét-
zungen der Haibestidnde, auch im Wege der internationalen Zusammenarbeit, vornehmen, Beifinge von
Haien und die Beifangsterblichkeit verringern und bei ungesicherten oder unzureichenden wissenschaftli-
chen Informationen die gezielte Haifischerei nicht ausweiten und dringend wissenschaftlich fundierte Be-
wirtschaftungsmafBBnahmen festlegen, um die langfristige Erhaltung, Bewirtschaftung und die nachhaltige
Nutzung der Haibestéinde zu gewihrleisten und den weiteren Riickgang sensibler oder bedrohter Haibe-
stdnde zu verhindern;

15. fordert die Staaten auf, sofortige konzertierte Mainahmen zu ergreifen, um die Durchfithrung
und Einhaltung der von den regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung und auf nationaler Ebene bereits getroffenen Maflnahmen zur Regulierung der Haifischerei und
der Beifdnge von Haien zu verbessern, insbesondere der Maflnahmen, die die ausschlieBlich zur Gewin-
nung von Haifischflossen betriebene Fischerei verbieten oder beschrinken, und bei Bedarf zu erwigen,
gegebenenfalls andere MaBBnahmen zu treffen, etwa indem sie vorschreiben, dass alle Haie mit sémtlichen
Flossen am Kdrper angelandet werden;

16. fordert die fiir die Regulierung weit wandernder Arten zustindigen regionalen Fischereibewirt-
schaftungsorganisationen auf, fiir die Haifischerei in den unter ihre Zustindigkeit fallenden Gebieten nach
Bedarf auf dem Vorsorgeansatz beruhende, wissenschaftlich fundierte Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
mafnahmen einzufiihren beziehungsweise zu verstirken, die mit dem Internationalen Aktionsplan zur Er-
haltung und Bewirtschaftung von Haifischen im Einklang stehen;

17. ermutigt die Arealstaaten und die Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, sofern
sie es nicht bereits getan haben, Unterzeichner der Gemeinsamen Absichtserklarung zur Erhaltung der
wandernden Haiarten gemiB dem Ubereinkommen zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierar-
ten'” zu werden, und bittet auBerdem die Nicht-Arealstaaten, zwischenstaatlichen Organisationen und in-
ternationalen und nationalen nichtstaatlichen Organisationen oder andere mafigebliche Organe und Einrich-
tungen, zu erwégen, Kooperationspartner zu werden;

18. ermutigt die Staaten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit fiir ihre gemeinsamen Bestinde von
Meeresarten, die in den Anhingen I und II des Ubereinkommens iiber den internationalen Handel mit ge-
fihrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen'” aufgefiihrt sind, Unbedenklichkeitsatteste zu erstellen,
im Einklang mit den Begriffen und unverbindlichen Leitgrundsitzen in der Resolution Conf. 16.7 iiber Un-
bedenklichkeitsatteste, die von der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber den interna-

'7% United Nations, Treaty Series, Vol. 1651, Nr. 28395. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1984 I S. 569; LGBI.
1998 Nr. 156; 6BGBI. III Nr. 149/2005; AS 1996 2354.
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tionalen Handel mit gefdhrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen auf ihrer sechzehnten Tagung vom
3. bis 14. Mérz 2013 in Bangkok verabschiedet wurde;

19. fordert die Staaten nachdrucklich auf, die mit ihren Rechten und Verpflichtungen nach den
Ubereinkiinften der Welthandelsorganisation unvereinbaren Schranken fiir den Handel mit Fischen und
Fischereierzeugnissen in Anbetracht der Bedeutung dieses Handels, insbesondere fiir die Entwicklungslan-
der, aufzuheben,;

20. erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* verpflichteten, der Not-
wendigkeit Folge zu leisten, den Zugang zur Fischerei zu sichern, und darauf zu achten, wie wichtig es ist,
Subsistenzfischern, Kleinfischern und handwerklichen Fischern, in der Fischerei titigen Frauen sowie indi-
genen Volkern und ihren Gemeinschaften, insbesondere in Entwicklungsldndern und vor allem in kleinen
Inselentwicklungslédndern, Zugang zu den Mérkten zu verschaffen;

21. fordert die Staaten und die zustdndigen internationalen und nationalen Organisationen nach-
driicklich auf, dafiir zu sorgen, dass Vertreter der Kleinfischerei an der Ausarbeitung entsprechender Poli-
tikmaBnahmen und Strategien der Fischereibewirtschaftung mitwirken kénnen, um die Bestandfahigkeit
der Kleinfischerei langfristig zu sichern, in Ubereinstimmung mit der Verpflichtung, die geeignete Erhal-
tung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen zu gewiahrleisten;

22. legt den Staaten nahe, entweder unmittelbar oder iiber die zustindigen und geeigneten subre-
gionalen, regionalen oder globalen Organisationen und Vereinbarungen gegebenenfalls die Auswirkungen
der Fischerei auf die Meeresarten der unteren trophischen Ebenen zu analysieren;

23. begrift in dieser Hinsicht, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen weitere Untersuchungen zu den Auswirkungen der industriellen Fischerei auf die Arten der
unteren trophischen Ebenen eingeleitet hat;

24. bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, die moglichen
Auswirkungen gentechnisch verdnderter Fischarten auf die Gesundheit und Nachhaltigkeit der Wildfisch-
bestéinde zu priifen und in Ubereinstimmung mit dem Verhaltenskodex Anleitung dafiir zu geben, wie dies-
beziigliche schiadliche Auswirkungen auf ein Mindestmal} beschrankt werden kénnen;

Durchfiihrung des Ubereinkommens von 1995 zur Durchfiihrung der
Bestimmungen des Seerechtstibereinkommens der Vereinten Nationen
vom 10. Dezember 1982 Uber die Erhaltung und Bewirtschaftung von
gebietstibergreifenden Fischbestdnden und Bestanden weit
wandernder Fische

25. fordert alle Staaten sowie die im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchsta-
be b des Durchfithrungsiibereinkommens genannten Rechtstrager auf, sofern sie es nicht bereits getan ha-
ben, das Durchfiihrungsiibereinkommen zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten und in der Zwi-
schenzeit seine vorldufige Anwendung zu erwégen;

26. fordert die Vertragsstaaten des Durchflihrungsiibereinkommens auf, die Bestimmungen des
Ubereinkommens durch ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften und iiber die regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, mit Vorrang wirksam
umzusetzen;

27. betont, wie wichtig diejenigen Bestimmungen des Durchfiihrungsiibereinkommens sind, die
sich auf die bilaterale, subregionale und regionale Zusammenarbeit bei der Durchsetzung beziehen, und
fordert nachdriicklich zur Fortfiihrung der diesbeziiglichen Anstrengungen auf;

28. fordert die Vertragsstaaten des Durchfithrungsiibereinkommens nachdriicklich auf, im Ein-
klang mit dessen Artikel 21 Absatz 4 allen Staaten, deren Schiffe auf Hoher See in derselben Subregion
oder Region Fischfang betreiben, unmittelbar oder iiber die entsprechende subregionale oder regionale Or-
ganisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung die Art der Legitimation mitzuteilen, die
sie ihren zum Anbordgehen und zur Kontrolle gemiB den Artikeln 21 und 22 des Ubereinkommens ord-
nungsgemal bevollméchtigten Inspektoren ausgestellt haben;
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29. fordert die Vertragsstaaten des Durchfiihrungsiibereinkommens auferdem nachdriicklich auf,
im Einklang mit dessen Artikel 21 Absatz 4 eine geeignete Behorde fiir die Entgegennahme von Mitteilun-
gen nach Artikel 21 zu bezeichnen und die Bezeichnung iiber die entsprechende subregionale oder regiona-
le Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung in geeigneter Weise bekanntzuma-
chen;

30. bittet die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
sofern sie es nicht bereits getan haben, mit den Artikeln 21 und 22 des Durchfiihrungsiibereinkommens
vereinbare Verfahren fiir das Anbordgehen und die Kontrolle eines Schiffes auf Hoher See zu beschlieen;

31. fordert die Staaten auf, einzeln und gegebenenfalls {iber die fiir gesonderte Hochseefischbe-
stinde zustindigen subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung die erforderlichen MaBlnahmen zu beschlieBen, um die langfristige Erhaltung, Bewirt-
schaftung und nachhaltige Nutzung dieser Bestdnde im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen und
entsprechend dem Verhaltenskodex und den in dem Durchfiihrungsiibereinkommen enthaltenen allgemei-
nen Grundsitzen zu gewahrleisten;

32. bittet die Staaten, den Entwicklungsldndern dabei behilflich zu sein, sich verstarkt an regiona-
len Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu beteiligen, unter anderem
durch die Erleichterung des Zugangs zur Fischerei in Bezug auf gebietsiibergreifende Fischbestdnde und
Bestdnde weit wandernder Fische im Einklang mit Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b des Durchfithrungs-
iibereinkommens, und dabei zu beriicksichtigen, dass sichergestellt werden muss, dass die betreffenden
Entwicklungslander und ihre Staatsangehorigen aus diesem Zugang Nutzen ziehen konnen;

33. bittet die Staaten, die internationalen Finanzinstitutionen und die Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen, gemal Teil VII des Durchfithrungsiibereinkommens Hilfe zu gewéhren, gegebe-
nenfalls auch indem sie spezielle Finanzmechanismen oder -instrumente schaffen, um den Entwicklungs-
landern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldandern,
dabei behilflich zu sein, eigene Kapazititen zur Nutzung von Fischereiressourcen zu entwickeln, nament-
lich durch den Aufbau einer Fischereiflotte unter der Flagge ihres Landes, eine wertschopfende Verarbei-
tung und die Ausweitung ihrer wirtschaftlichen Grundlage in der Fischereiindustrie, in Ubereinstimmung
mit der Verpflichtung, fiir eine angemessene Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen zu
sorgen;

34. legt den Staaten, zwischenstaatlichen Organisationen, internationalen Finanzinstitutionen, na-
tionalen Institutionen und nichtstaatlichen Organisationen sowie natiirlichen und juristischen Personen na-
he, freiwillige finanzielle Beitrdge an den Hilfsfonds nach Teil VII des Durchfiihrungsiibereinkommens zu
leisten;

35. ermutigt die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und die Ab-
teilung Meeresangelegenheiten und Seerecht des Sekretariats-Bereichs Rechtsangelegenheiten (,,Seerechts-
abteilung®), weitere Anstrengungen zu unternehmen, um die Verfiigbarkeit von Hilfe aus dem Hilfsfonds
bekannt zu machen,;

36. legt den Staaten nahe, einzeln und gegebenenfalls tiber die subregionalen und regionalen Or-
ganisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung bei der Umsetzung der Empfehlun-
gen der vom 22. bis 26. Mai 2006 in New York abgehaltenen Konferenz zur Uberpriifung des Durchfiih-
rungsiibereinkommens'’® und bei der Bestimmung neuer Priorititen schneller voranzuschreiten;

37. legt den Staaten nahe, einzeln und gegebenenfalls {iber die subregionalen und regionalen Or-
ganisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu erwégen, die Empfehlungen der
vom 24. bis 28. Mai 2010 in New York abgehaltenen wiederaufgenommenen Uberpriifungskonferenz'”’
nach Bedarf umzusetzen;

1% Siehe A/CONF.210/2006/15, Anhang.
' Siche A/CONF.210/2010/7, Anhang.
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38. verweist auf Ziffer 6 ihrer Resolution 56/13 vom 28. November 2001 und ersucht den General-
sekretér, im Einklang mit der bisherigen Praxis fiir April 2014 eine zweitdgige zehnte informelle Konsulta-
tionsrunde der Vertragsstaaten des Durchfithrungsiibereinkommens einzuberufen, die unter anderem die
Durchfiihrung des Ubereinkommens auf regionaler, subregionaler und globaler Ebene sowie die ersten
Vorbereitungsarbeiten fiir die Wiederaufnahme der Uberpriifungskonferenz erdrtern soll;

39. ersucht den Generalsekretér, die Staaten und die im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe b des Durchfiihrungsiibereinkommens genannten Rechtstriger, die nicht Vertragspar-
teien des Durchfiihrungsiibereinkommens sind, sowie das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen,
die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und andere Sonderorganisationen,
die Weltbank, die Globale Umweltfazilitdt und andere zustéindige internationale Finanzinstitutionen, die
subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
andere Fischereiorgane, andere zustindige zwischenstaatliche Organe sowie die in Betracht kommenden
nichtstaatlichen Organisationen einzuladen, im Einklang mit der bisherigen Praxis der zehnten informellen
Konsultationsrunde der Vertragsstaaten des Durchfiihrungsiibereinkommens als Beobachter beizuwohnen;

40. ersucht die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen erneut, Ver-
einbarungen mit den Staaten iiber die Erhebung und Verbreitung von Daten iiber die Fischerei auf Hoher
See durch ihre Flagge fiihrende Schiffe auf subregionaler und regionaler Ebene einzuleiten, falls solche
Vereinbarungen noch nicht bestehen;

41. ersucht die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen auflerdem
erneut, ihre Datenbank der globalen Fischereistatistiken zu iiberarbeiten und darin nach Fangort aufge-
schliisselte Informationen iiber gebietsiibergreifende Fischbestinde, Bestinde weit wandernder Fische und
gesonderte Hochseefischbestinde bereitzustellen;
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42. betont, wie wichtig die wirksame Durchfiihrung der Bestimmungen des Einhaltungsiiberein-
kommens'® ist, und fordert nachdriicklich weitere diesbeziigliche Anstrengungen;

43, fordert alle Staaten und die anderen in Artikel X Absatz 1 des Einhaltungsiibereinkommens
genannten Rechtstriger, die noch nicht Vertragspartei dieses Ubereinkommens geworden sind, auf, dies mit
Vorrang zu tun und in der Zwischenzeit seine vorldufige Anwendung zu erwégen;

44. fordert die Staaten und die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung nachdriicklich auf, den Verhaltenskodex innerhalb ihres Zusténdig-
keitsbereichs anzuwenden und seine Anwendung zu fordern;

45. legt den Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang nationale und gegebenenfalls regionale Ak-
tionsplédne zu erarbeiten und durchzufiihren, um die internationalen Aktionspléne der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen umzusetzen;

46. begruft in dieser Hinsicht, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen daran gearbeitet hat, die Riicklaufquote fiir die Uberwachung der Einhaltung des Verhaltens-
kodexes und der Durchfiihrung der internationalen Aktionspléne und Strategien durch die Erstellung eines
Online-Fragebogens zu erhdhen, und unterstreicht, wie wichtig die Beantwortung dieses Fragebogens ist;

47. beflurwortet, dass die zustdndigen internationalen Organisationen Leitlinien fiir bewéahrte Ver-
fahren zugunsten der Sicherheit auf See im Zusammenhang mit der Meeresfischerei erarbeiten;

48. legt den Staaten nahe, zu erwigen, das Ubereinkommen von Kapstadt von 2012 iiber die
Durchfiihrung der Bestimmungen des Torremolinos-Protokolls von 1993 zu dem Internationalen Uberein-
kommen von Torremolinos liber die Sicherheit von Fischereifahrzeugen von 1977 zu unterzeichnen, zu
ratifizieren, anzunechmen, zu genechmigen oder ihm beizutreten;
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v
Illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei

49. bringt erneut mit Nachdruck ihre ernsthafte Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass die illega-
le, ungemeldete und unregulierte Fischerei nach wie vor eine der grofiten Bedrohungen fiir Fischbestéinde
und marine Okosysteme darstellt und auch weiterhin ernste und schwerwiegende Folgen fiir die Erhaltung
und Bewirtschaftung der Meeresressourcen sowie die Erndhrungssicherheit und die Volkswirtschaft vieler
Staaten, insbesondere der Entwicklungsstaaten, hat, und fordert die Staaten erneut auf, allen bestehenden
Verpflichtungen in vollem Umfang nachzukommen und diese Art der Fischerei zu bekdmpfen sowie drin-
gend alle erforderlichen Schritte zur Durchfiihrung des Internationalen Aktionsplans zur Verhinderung,
Bekidmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei zu unternehmen;

50. erinnert in dieser Hinsicht daran, dass die Staaten in ,,.Die Zukunft, die wir wollen* feststellten,
dass die illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei viele Lander einer unverzichtbaren natiirlichen
Ressource beraubt und weiter eine anhaltende Bedrohung fiir ihre nachhaltige Entwicklung darstellt, und
sich erneut auf die im Durchfiihrungsplan von Johannesburg vorgesehene Beseitigung der illegalen, unge-
meldeten und unregulierten Fischerei sowie auf die Verhiitung und Bekédmpfung dieser Praktiken verpflich-
teten, unter anderem durch die Erarbeitung und Umsetzung nationaler und regionaler Aktionsplédne im Ein-
klang mit dem Internationalen Aktionsplan zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen,
ungemeldeten und unregulierten Fischerei, durch die volkerrechtskonforme Durchfithrung wirksamer und
abgestimmter Maflnahmen der Kiisten-, Flaggen- und Hafenstaaten, der charternden Nationen sowie der
Staaten der Staatsangehorigkeit der wirtschaftlichen Eigentiimer und anderen Unterstiitzer oder Betreiber
illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei, mit dem Ziel, die diese Fischerei betreibenden Schiffe
zu ermitteln und denen, die gegen die entsprechenden Bestimmungen verstoB3en, die Ertridge aus dieser Fi-
scherei zu entziehen, sowie durch die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsldndern zu dem Zweck, ihren
Bedarf systematisch zu ermitteln und ihre Kapazititen aufzubauen, einschlie8lich der Unterstiitzung von
Systemen zur Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht, zur Gewihrleistung der Einhaltung der Bestimmun-
gen und zu ihrer Durchsetzung;

51. fordert die Staaten nachdriicklich auf, eine wirksame Kontrolle iiber ihre Staatsangehdrigen,
einschlieBlich wirtschaftlicher Eigentiimer, und die ihre Flagge fithrenden Schiffe auszuiiben, um sie daran
zu hindern und davon abzuschrecken, illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei zu betreiben oder
diese Art der Fischerei betreibende Schiffe, einschlielich der von den regionalen Organisationen oder Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung als solche aufgelisteten Schiffe, zu unterstiitzen, und die
gegenseitige Hilfeleistung zu erleichtern, um sicherzustellen, dass derartige Tétigkeiten untersucht und an-
gemessene Sanktionen verhidngt werden kénnen;

52. fordert die Staaten aufRerdem nachdriicklich auf, wirksame Maf3nahmen auf nationaler, subre-
gionaler, regionaler und globaler Ebene zu treffen, um alle Schiffe von Tétigkeiten, einschlielich der ille-
galen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei, abzuschrecken, die die von den subregionalen und regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung im Einklang mit dem Vol-
kerrecht beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmainahmen untergraben;

53. fordert die Staaten auf, den ihre Flagge fithrenden Schiffen nicht zu gestatten, auf Hoher See
oder in Gebieten nationaler Hoheitsbefugnisse anderer Staaten Fischfang zu betreiben, es sei denn, die
Schiffe haben eine ordnungsgemiBle Genehmigung der Behorden des betreffenden Staates erhalten und
iiben ihre Tétigkeit im Einklang mit den in der Genehmigung festgelegten Bedingungen aus, und fordert sie
auf, im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens, des Durchfiih-
rungsiibereinkommens und des Einhaltungsiibereinkommens konkrete MaBnahmen zur Kontrolle der Fi-
schereitdtigkeit von Schiffen, die ihre Flagge fiihren, zu ergreifen, einschlieflich MaBinahmen, die ihre
Staatsangehorigen davon abhalten sollen, ihre Schiffe umzuflaggen;

54. fordert die Staaten nachdriicklich auf, einzeln und gemeinsam iiber die regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung geeignete Verfahren zu erarbeiten, um die
Leistung der Staaten bei der Erfiillung der in den einschligigen internationalen Ubereinkiinften enthaltenen
Verpflichtungen in Bezug auf Fischereifahrzeuge, die ihre Flagge fithren, zu bewerten;
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55. bekréftigt, dass der internationale rechtliche Rahmen fiir die zwischenstaatliche Zusammenar-
beit, insbesondere auf subregionaler und regionaler Ebene, bei der Bewirtschaftung der Fischbestdnde und
bei der in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht erfolgenden Bekiimpfung der illegalen, ungemeldeten
und unregulierten Fischerei erforderlichenfalls verstirkt werden muss und dass die Staaten und die im See-
rechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfiihrungsiibereinkommens genann-
ten Rechtstriager gemeinsame Anstrengungen unternehmen miissen, um gegen derartige Fischereititigkeiten
vorzugehen;

56. fordert die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
nachdriicklich auf, ihre Mafinahmen zur Bekdmpfung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fi-
scherei weiter zu koordinieren, so etwa indem sie eine gemeinsame Liste der Schiffe ausarbeiten, von de-
nen festgestellt wird, dass sie diese Art der Fischerei betreiben, oder indem sie die von den einzelnen Orga-
nisationen oder Vereinbarungen aufgestellten Listen der Schiffe, die diese Art der Fischerei betreiben, ge-
genseitig anerkennen;

57. fordert die Staaten erneut auf, unbeschadet der Souverénitit eines Staates iiber die Hifen in
seinem Hoheitsgebiet und der Félle von hoherer Gewalt oder Seenot alle mit dem Voélkerrecht vereinbaren
notwendigen Maflnahmen zu treffen, einschlieBlich des Verbots des Einlaufens von Schiffen in ihre Héfen
mit anschlieBendem Bericht an den betreffenden Flaggenstaat, wenn klare Beweise dafiir vorliegen, dass
diese Schiffe illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei betreiben oder sie betrieben oder unter-
stiitzt haben, oder wenn sie die Auskunft dariiber verweigern, woher ihr Fang stammt oder aufgrund wel-
cher Genehmigung der Fang erfolgte;

58. bekréftigt Ziffer 53 ihrer Resolution 64/72 vom 4. Dezember 2009 im Hinblick auf die Besei-
tigung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei durch ,,Billigflaggen* fiihrende Schiffe und
die zwingende Herstellung einer ,,echten Verbindung® zwischen den Staaten und den ihre Flagge filhrenden
Fischereifahrzeugen und fordert die Staaten, die offene Register fiihren, nachdriicklich auf, alle ihre Flagge
fithrenden Fischereifahrzeuge wirksam zu kontrollieren, wie volkerrechtlich vorgeschrieben, oder andern-
falls die offene Registrierung fiir Fischereifahrzeuge einzustellen;

59. legt den Staaten nahe, entweder unmittelbar oder iiber die zustdndigen und geeigneten subre-
gionalen, regionalen oder globalen Organisationen und Vereinbarungen die Annahme vdlkerrechtskonfor-
mer Vorschriften zu erwédgen, mit denen sichergestellt werden soll, dass Vereinbarungen und Verfahren zur
Charterung von Fischereifahrzeugen die Einhaltung und Durchsetzung der einschldgigen Erhaltungs- und
BewirtschaftungsmaBBnahmen gestatten und so die Anstrengungen zur Bekdmpfung der illegalen, ungemel-
deten und unregulierten Fischerei nicht untergraben werden,;

60. erkennt an, dass es verstirkter HafenstaatmaBnahmen bedarf, um die illegale, ungemeldete und
unregulierte Fischerei zu bekdmpfen, und fordert die Staaten nachdriicklich auf, im Wege der Zusammen-
arbeit, insbesondere auf regionaler Ebene und iiber die subregionalen und regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, alle mit dem Volkerrecht vereinbaren notwendigen
HafenstaatmaBBnahmen zu beschlieBen, unter Beriicksichtigung von Artikel 23 des Durchfiihrungsiiberein-
kommens, und die Erarbeitung und Anwendung von Normen auf regionaler Ebene weiter zu férdern;

61. legt in dieser Hinsicht den Staaten und den Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwigen, das Ubereinkommen iiber HafenstaatmalB-
nahmen zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten
Fischerei® zu ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen oder ihm beizutreten, damit es rasch in Kraft treten
kann;

62. erinnert daran, dass die Unterzeichnerstaaten des Ubereinkommens {iber HafenstaatmaBnah-
men zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fi-
scherei in ,,Die Zukunft, die wir wollen* aufgefordert wurden, die Verfahren zu seiner Ratifikation zu be-
schleunigen, damit es rasch in Kraft treten kann;

63. beflirwortet eine verstiarkte Zusammenarbeit zwischen der Erndhrungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, unter Beriick-
sichtigung der jeweiligen Zustdndigkeiten, Mandate und Erfahrungen der beiden Organisationen, mit dem
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Ziel, die illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei zu bekdmpfen und insbesondere die Erfiillung der
Flaggenstaatpflichten und die Durchfiihrung der Hafenstaatmafinahmen zu verbessern;

64. legt den Flaggenstaaten und den Hafenstaaten nahe, alles zu tun, um Daten {iber Anlandungen
und Fangquoten weiterzugeben, und legt in dieser Hinsicht den regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung nahe, zur Steigerung der Wirksamkeit der Fischereibewirt-
schaftung die Einrichtung offener Datenbanken zu erwégen, die solche Daten enthalten;

65. fordert die Staaten auf, alle erforderlichen MaBnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die
ihre Flagge fithrenden Schiffe keine Umladungen von Fischen vornehmen, die von Fischereifahrzeugen, die
illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei betreiben, gefangen wurden, indem sie fiir eine ange-
messene Regulierung, Uberwachung und Kontrolle der Umladungen von Fischen auf See sorgen, nament-
lich durch zusétzliche einzelstaatliche MaBnahmen, die auf ihre Flagge fithrende Schiffe anwendbar sind
und die Verhinderung solcher Umladungen zum Ziel haben;

66. fordert die Staaten nachdricklich auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung international vereinbarte marktbezogene Maflnahmen im
Einklang mit dem Vélkerrecht, einschlieBlich der in den Ubereinkiinften der Welthandelsorganisation fest-
gelegten Grundsétze, Rechte und Verpflichtungen, zu beschlieBen und durchzufiihren, wie im Internationa-
len Aktionsplan zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregu-
lierten Fischerei gefordert;

67. begruft die Arbeit, die die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen derzeit zur Erstellung von Leitlinien fiir bewdhrte Verfahren fiir Fangdokumentationsregelungen und
Riickverfolgbarkeit leistet, im Einklang mit der Aufgabenstellung und den Rahmengrundsitzen, die verein-
bart wurden;

68. fordert die Staaten auf, im Rahmen der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen so bald wie mdglich und im Einklang mit dem Voélkerrecht, einschlieBlich der im Rahmen
der Welthandelsorganisation geschlossenen Ubereinkiinfte, mit der Erarbeitung von Leitlinien und anderen
maligeblichen Kriterien im Zusammenhang mit Fangdokumentationsregelungen, einschlielich der mogli-
chen Formate, zu beginnen;

69. beflirwortet, dass die Staaten und andere maBgebliche Akteure Informationen {iber neue markt-
und handelsbezogene Maflnahmen mit den zustéindigen internationalen Foren austauschen, da sich diese
MaBnahmen auf alle Staaten auswirken konnen, entsprechend dem bestehenden Arbeitsplan des Fischerei-
ausschusses und unter Beriicksichtigung der Technischen Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen fiir den verantwortungsvollen Handel mit Fischereierzeugnissen;

70. erkennt an, dass die Entwicklung partizipatorischer UberwachungsmaBnahmen auf See unter
Beteiligung von Fischereigemeinschaften in Westafrika ein kosteneffizienter Weg zur Aufdeckung illegaler,
ungemeldeter und unregulierter Fischerei ist;

71. nimmt Kenntnis von der vom Fischereiausschuss zum Ausdruck gebrachten Besorgnis iiber die
Verbreitung privater Normen und Okokennzeichnungssysteme, die zur Schaffung von Handelsbarrieren
und -beschrinkungen fithren konnen, und nimmt auflerdem davon Kenntnis, dass die Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen einen Evaluierungsrahmen erarbeitet, um festzustellen,
inwieweit staatliche und private Okokennzeichnungssysteme mit den Leitlinien fiir die Okokennzeichnung
von Fisch und Fischereierzeugnissen aus der Seefischerei iibereinstimmen;

72. nimmt auRerdem Kenntnis von den Besorgnissen wegen moglicher Verbindungen zwischen der
grenziiberschreitenden organisierten Kriminalitidt und der illegalen Fischerei in bestimmten Regionen der
Welt und legt den Staaten nahe, namentlich iiber die geeigneten internationalen Foren und Organisationen
die Ursachen und Methoden der illegalen Fischerei und die dazu beitragenden Faktoren zu untersuchen, um
die Kenntnis und das Verstindnis dieser moglichen Verbindungen zu vertiefen, und die Erkenntnisse zu
veroffentlichen, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der vom Biiro der Vereinten Nationen fiir Dro-
gen- und Verbrechensbekdmpfung herausgegebenen Studie iiber die grenziiberschreitende organisierte
Kriminalitit in der Fischereiindustrie, eingedenk der unterschiedlichen Rechtsordnungen und rechtlichen
Mittel, die nach dem Volkerrecht auf die illegale Fischerei und die grenziiberschreitende organisierte Kri-
minalitidt anwendbar sind;
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Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht sowie
Einhaltung und Durchsetzung

73. fordert die Staaten auf, im Einklang mit dem Vé&lkerrecht einzeln und im Rahmen der regiona-
len Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, um-
fassende Uberwachungs-, Kontroll- und AufsichtsmaBnahmen sowie Einhaltungs- und Durchsetzungsme-
chanismen verstirkt anzuwenden beziehungsweise dort, wo es sie nicht gibt, einzuleiten, um einen geeigne-
ten Rahmen zur Férderung der Einhaltung vereinbarter Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaf3nahmen zu
schaffen, und fordert weiter mit Nachdruck eine stirkere Koordinierung dieser Anstrengungen zwischen
allen in Betracht kommenden Staaten und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung;

74. ermutigt die zustdndigen internationalen Organisationen, namentlich die Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und die subregionalen und regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, auch weiterhin Leitlinien fiir die Kontrolle der
Flaggenstaaten liber Fischereifahrzeuge zu erarbeiten;

75. fordert die Staaten nachdriicklich auf, einzeln und iiber die in Betracht kommenden regionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung obligatorische Uberwachungs-,
Kontroll- und Aufsichtssysteme fiir Fischereifahrzeuge einzurichten und insbesondere vorzuschreiben, dass
alle Fischereifahrzeuge auf Hoher See so bald wie praktisch mdglich mit Schiffsiiberwachungssystemen
ausgeriistet werden, und erinnert daran, dass in Ziffer 62 der Resolution 63/112 vom 5. Dezember 2008 die
nachdriickliche Aufforderung enthalten war, grole Fischereifahrzeuge spétestens im Dezember 2008 mit
Schiffsiiberwachungssystemen auszuriisten und Informationen iiber Durchsetzungsfragen in der Fischerei
auszutauschen;

76. fordert die Staaten auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung und in Ubereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht und dem
Volkerrecht Positiv- oder Negativlisten von Schiffen, die von einer regionalen Organisation oder Vereinba-
rung betreffend Fischereibewirtschaftung erfasste Gebiete befischen, zu erstellen bezichungsweise zu er-
weitern, um die Einhaltung der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmainahmen zu fordern und Erzeugnisse
aus illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fiangen zu identifizieren, und ermutigt zu einer besseren
Koordinierung zwischen allen Staaten und den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend
Fischereibewirtschaftung beim Austausch und bei der Nutzung dieser Informationen, unter Beriicksichti-
gung der in Artikel 25 des Durchfiihrungsiibereinkommens genannten Formen der Zusammenarbeit mit
Entwicklungsstaaten;

77. legt der Ernéhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen nahe, in Zu-
sammenarbeit mit den Staaten, den Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, der Internationa-
len Seeschifffahrts-Organisation und gegebenenfalls den regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung beschleunigte Anstrengungen zur Aufstellung und Fiithrung eines um-
fassenden Weltregisters fiir Fischereifahrzeuge, Kiihltransportschiffe und Versorgungsschiffe zu unterneh-
men, das ein System der eindeutigen Schiffskennung einschlief3t, zunédchst unter Verwendung des Numme-
rierungssystems der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation fiir Fischereifahrzeuge mit einer Brutto-
raumzahl von iiber 100;

78. nimmt Kenntnis von der Empfehlung des Schiffssicherheitsausschusses der Internationalen
Seeschiftfahrts-Organisation, die EntschlieBung A.600(15) der Organisation so zu dndern, dass eine freiwil-
lige Anwendung des Schiffsidentifizierungssystems der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation auf
Fischereifahrzeuge ab einer Bruttoraumzahl von 100 méglich wird, und stellt fest, dass eine solche Ande-
rung dabei helfen wird, illegale, ungemeldete und unregulierte Fischereitdtigkeiten zu verhindern;

79. ersucht die Staaten und die zustindigen internationalen Organe, im Einklang mit dem Vélker-
recht und unter Beriicksichtigung der besonderen Bediirfnisse der Entwicklungsstaaten und der in Arti-
kel 25 des Durchfiihrungsiibereinkommens genannten Formen der Zusammenarbeit mit Entwicklungsstaa-
ten wirksamere MaBnahmen zur Riickverfolgung von Fischen und Fischereierzeugnissen auszuarbeiten,
damit die Einfuhrstaaten Fische oder Fischereierzeugnisse identifizieren konnen, die auf eine Weise gefan-
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gen wurden, die die im Einklang mit dem Vdlkerrecht vereinbarten internationalen Erhaltungs- und Bewirt-
schaftungsmafBinahmen untergrabt, und gleichzeitig anzuerkennen, wie wichtig der Marktzugang, im Ein-
klang mit den Bestimmungen 11.2.4, 11.2.5 und 11.2.6 des Verhaltenskodexes, fiir Fische und Fischereier-
zeugnisse ist, die auf eine mit diesen internationalen MaBnahmen {ibereinstimmende Weise gefangen wur-
den;

80. ersucht die Staaten, die erforderlichen mit dem Voélkerrecht vereinbaren MaBnahmen zu ergrei-
fen, um zu verhindern, dass Fische und Fischereierzeugnisse, die auf eine Weise gefangen wurden, die die
im Einklang mit dem Voélkerrecht beschlossenen anwendbaren Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmal3nah-
men untergrabt, in den internationalen Handel gelangen;

81. legt den Staaten nahe, im Einklang mit dem Voélkerrecht gemeinsame Aufsichts- und Durch-
setzungsmafBnahmen in die Wege zu leiten und durchzufiihren, um die Bemiithungen zur Gewéhrleistung
der Einhaltung der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen und zur Verhinderung und Abschreckung
der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei zu verstiarken und zu verbessern;

82. fordert die Staaten nachdriicklich auf, unmittelbar und {iber die regionalen Organisationen oder
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf wirksame Uberwachungs-, Kontroll- und
Aufsichtsmafinahmen fiir Umladungen, insbesondere Umladungen auf See, zu erarbeiten und zu beschlie-
en, um unter anderem die Einhaltung der Vorschriften zu tiberwachen, Fischereidaten zu erheben und zu
verifizieren und im Einklang mit dem Voélkerrecht illegale, ungemeldete und unregulierte Fischereitétigkei-
ten zu verhindern und zu unterbinden, und parallel dazu die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen zu ermutigen und dabei zu unterstiitzen, die derzeitigen Umladungspraktiken zu
untersuchen und zu diesem Zweck einen Katalog von Leitlinien zu erstellen;

83. dankt den Staaten fiir die finanziellen Beitrdge zur Stirkung der Kapazititen des bestehenden
freiwilligen Internationalen Netzwerks zur Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht von Fischereititigkeiten
und legt den Staaten nahe, dem Netzwerk beizutreten und aktiv darin mitzuarbeiten und wenn angezeigt zu
erwigen, seine im Einklang mit dem Vdlkerrecht vorzunehmende Umwandlung in eine mit eigenen Mitteln
ausgestattete internationale Einrichtung, die den Mitgliedern des Netzwerks noch besser behilflich sein
kann, zu unterstiitzen, unter Beriicksichtigung der in Artikel 25 des Durchfithrungsiibereinkommens ge-
nannten Formen der Zusammenarbeit mit Entwicklungsstaaten;

84. beflrwortet die Beteiligung an dem vierten Globalen Schulungsseminar iiber die Durchsetzung
von Fischereivorschriften, das vom Internationalen Netzwerk zur Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht
von Fischereititigkeiten vom 17. bis 21. Februar 2014 in San José ausgerichtet wird, mit dem Ziel, Infor-
mationen, Erfahrungen und Technologien auszutauschen, die Koordinierung zu férdern und die Kompetenz
der Beamten der Durchsetzungsorgane zu verbessern;

85. legt den Staaten nahe, einzeln und {iber die zustandigen internationalen Organe das Verstindnis
der Ursachen und Auswirkungen von Zwangsarbeit und Menschenhandel in der Fischerei- und der Aqua-
kulturindustrie, einschlieBlich der verarbeitenden Industrie und damit zusammenhéngender Industriezwei-
ge, zu verbessern und weiter MaBnahmen zur Bekdmpfung dieser Praktiken zu erwidgen, darunter die
Schéarfung des Bewusstseins fiir das Problem;

VI
Uberkapazitaten in der Fischerei

86. fordert die Staaten auf, sich dazu zu verpflichten, die Kapazitit der Fischereiflotten der Welt
dringend so weit abzubauen, dass die Nachhaltigkeit der Fischbestinde gewihrleistet ist, indem sie Ziel-
groBen und Pline oder andere geeignete Mechanismen fiir eine fortlaufende Kapazititsbewertung festlegen
und dabei gleichzeitig jede die nachhaltige Bewirtschaftung von Fischbestinden untergrabende Ubertra-
gung von Fangkapazititen auf andere Fischereien oder Fanggebiete, so auch auf diejenigen Gebiete, in de-
nen Uberfischung stattfindet oder die Fischbestinde erschdpft sind, vermeiden und in diesem Zusammen-
hang das legitime Recht der Entwicklungsstaaten anerkennen, ihre Befischung von gebietsiibergreifenden
Fischbestinden und Bestinden weit wandernder Fische in Ubereinstimmung mit Artikel 25 des Durchfiih-
rungsiibereinkommens, Artikel 5 des Verhaltenskodexes und Ziffer 10 des Internationalen Aktionsplans der
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Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen fiir die Steuerung der Fangkapazité-
ten auszubauen;

87. fordert die Staaten erneut auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung sicherzustellen, dass die in dem Internationalen Aktionsplan fiir
die Steuerung der Fangkapazititen geforderten dringenden MaBnahmen rasch durchgefiihrt werden und
dass seine Umsetzung unverziiglich erleichtert wird;

88. bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, iiber den Stand
der Durchfithrung des Internationalen Aktionsplans fiir die Steuerung der Fangkapazitaten Bericht zu erstat-
ten, wie in Ziffer 48 des Aktionsplans vorgesehen;

89. fordert die Staaten auf, einzeln und gegebenenfalls {iber die fiir die Regulierung weit wandern-
der Arten zustéindigen subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung die Frage der weltweiten Fangkapazitdten fir Thunfisch dringend anzugehen, unter an-
derem unter Anerkennung des legitimen Rechts der Entwicklungslénder, insbesondere der kleinen Insel-
entwicklungslénder, sich an dieser Fischerei zu beteiligen und daraus Nutzen zu ziehen, und dabei die Emp-
fehlungen der 2010 in Brisbane (Australien) abgehaltenen Gemeinsamen internationalen Arbeitstagung der
mit Thunfisch befassten regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen iiber die Bewirtschaftung der
Thunfischerei durch die regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen und die Empfehlungen der
2011 abgehaltenen dritten gemeinsamen Tagung der mit Thunfisch befassten regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu beriicksichtigen;

90. ermutigt die Staaten, die im Hinblick auf die Schaffung subregionaler und regionaler Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zusammenarbeiten, unter Beachtung der
besten verfligbaren wissenschaftlichen Informationen sowie des Vorsorgeansatzes den Fischereiaufwand in
den Gebieten, die der Regulierung durch die kiinftigen Organisationen und Vereinbarungen unterworfen
sein werden, freiwillig einzuschrinken, bis angemessene regionale Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaf-
nahmen beschlossen und durchgefiihrt werden, unter Beriicksichtigung der Notwendigkeit, die langfristige
Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltige Nutzung der jeweiligen Fischbestinde zu gewihrleisten und
erhebliche schidliche Auswirkungen auf empfindliche marine Okosysteme zu verhindern;

91. fordert die Staaten nachdriicklich auf, Subventionen abzuschaffen, die zu Uberfischung und
Uberkapazititen sowie zu illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei beitragen, so auch indem sie
beschleunigt daran arbeiten, die im Rahmen der Welthandelsorganisation gefiihrten Verhandlungen iiber
Fischereisubventionen im Einklang mit der Ministererklirung von Doha 2001'7® mit dem Ziel der Kldrung
und Verbesserung der Disziplinen betreffend Fischereisubventionen und der Ministererkldrung von Hong-
kong 2005 mit dem Ziel der Stirkung dieser Disziplinen abzuschlieen, unter Beriicksichtigung der Bedeu-
tung des Fischereisektors fiir die Entwicklungslander;

92. erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“
ihre im Durchfithrungsplan von Johannesburg eingegangene Verpflichtung bekriftigten, Subventionen ab-
zuschaffen, die zu illegaler, ungemeldeter und ungeregelter Fischerei und zu Uberkapazititen beitragen,
unter Beriicksichtigung der Bedeutung dieses Sektors fiir die Entwicklungslénder, ihre Verpflichtung be-
kréftigten, die Ausarbeitung multilateraler Disziplinen betreffend Fischereisubventionen abzuschliefen,
welche den Mandaten der Doha-Entwicklungsagenda der Welthandelsorganisation'” und der Ministerer-
klarung von Hongkong zur Stirkung der Disziplinen betreffend Subventionen im Fischereisektor Wirkung
verleihen werden, namentlich durch das Verbot bestimmter Formen von Fischereisubventionen, die zu
Uberkapazititen und Uberfischung beitragen, anerkannten, dass eine geeignete und wirksame besondere
und differenzierte Behandlung fiir die Entwicklungslander und die am wenigsten entwickelten Lénder einen
untrennbaren Bestandteil der Verhandlungen iiber Fischereisubventionen im Rahmen der Welthandelsorga-
nisation bilden sollte, unter Beriicksichtigung der Bedeutung dieses Sektors fiir die Entwicklungspriorité-
ten, die Armutsminderung, die Sicherung der Existenzgrundlagen und die Erndhrungssicherheit, und einan-
der nahelegten, die Transparenz und die Berichterstattung iiber die bestehenden Fischereisubventionspro-
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gramme im Rahmen der Welthandelsorganisation zu verbessern und angesichts des Zustands der Fischerei-
ressourcen, und ohne den Mandaten von Doha und Hongkong betreffend Fischereisubventionen oder der
Notwendigkeit eines Abschlusses dieser Verhandlungen vorzugreifen, Subventionen, die zu Uberkapaziti-
ten und Uberfischung beitragen, abzuschaffen und weder neue derartige Subventionen einzufiihren noch
bereits bestehende zu verlédngern oder zu stérken;

VIl
Fischfang mit grof3en pelagischen Treibnetzen

93. bekundet ihre Besorgnis dariiber, dass trotz der Verabschiedung der Resolution 46/215 der Ge-
neralversammlung die Praxis des Fischfangs mit grolen pelagischen Treibnetzen fortbesteht und die leben-
den Meeresressourcen weiter bedroht;

94. fordert die Staaten nachdricklich auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung wirksame MaBnahmen zu beschlieBen oder bestehende
Mafnahmen zu verstirken, um die Bestimmungen der Resolution 46/215 und spéterer Resolutionen iiber
den Fischfang mit groflen pelagischen Treibnetzen anzuwenden und durchzusetzen, mit dem Ziel, der Nut-
zung grofer pelagischer Treibnetze in allen Meeren und Ozeanen ein Ende zu setzen, was bedeutet, dass
die Anstrengungen zur Durchfithrung der Resolution 46/215 nicht dazu fiihren sollen, dass Treibnetze, de-
ren Verwendung im Widerspruch zu der genannten Resolution steht, in andere Teile der Welt verbracht
werden;

95. fordert die Staaten aulerdem nachdriicklich auf, einzeln und {iber die regionalen Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung wirksame Mafinahmen zu beschlieen oder
bestehende MafBinahmen zu verstirken, um das gegenwartige weltweite Moratorium fiir die Nutzung grofer
pelagischer Treibnetze auf Hoher See anzuwenden und durchzusetzen, und fordert die Staaten auf, dafiir zu
sorgen, dass die ihre Flagge fithrenden Schiffe, denen eine ordnungsgemifle Genehmigung fiir die Nutzung
groB3er Treibnetze in den Gewdssern ihrer nationalen Hoheitsbefugnisse erteilt wurde, diese Netze nicht fiir
die Fischerei auf Hoher See einsetzen;

VI
Beifange und Rickwurfe in der Fischerei

96. fordert die Staaten, die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung und die anderen zusténdigen internationalen Organisationen nachdriick-
lich auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, im Einklang mit dem Volkerrecht und den einschligigen
internationalen Ubereinkiinften, einschlieBlich des Verhaltenskodexes, namentlich unter Beriicksichtigung
der Interessen der Kiistenentwicklungsldnder und gegebenenfalls der Subsistenzfischerei betreibenden Ge-
meinschaften Schritte zur Verringerung oder Beseitigung von Beifangen, Féangen durch verloren gegangene
oder aufgegebene Fanggerite, Fischriickwiirfen und Verlusten nach dem Fang, namentlich bei Jungfischen,
zu unternehmen, insbesondere zu erwigen, Maflnahmen, gegebenenfalls auch technische MaBinahmen, in
Bezug auf Fischgrofle, Maschengrofle oder Gerédte, Riickwiirfe, Schonzeiten und -bereiche sowie bestimm-
ten Fischereitétigkeiten, insbesondere der handwerklichen Fischerei, vorbehaltene Gebiete zu ergreifen,
Mechanismen zur Weitergabe von Informationen {iber Gebiete mit einer hohen Konzentration von Jungfi-
schen zu schaffen, unter Beriicksichtigung dessen, dass es wichtig ist, die Vertraulichkeit dieser Informatio-
nen zu wahren, sowie Studien und Forschungsarbeiten mit dem Ziel der Verringerung oder Beseitigung der
Beifinge von Jungfischen zu unterstiitzen, und sicherzustellen, dass diese Mainahmen mit der groBtmdogli-
chen Wirksamkeit durchgefiihrt werden;

97. begruBt es, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* verpflichteten, die Mafinah-
men zur Einddmmung von Beifdangen, Fischriickwiirfen und anderen schiadlichen Auswirkungen der Fi-
scherei auf die Okosysteme zu verstirken, namentlich indem sie destruktive Fangpraktiken beseitigen, im
Einklang mit dem Vélkerrecht, den anwendbaren internationalen Rechtsakten und den einschldgigen Reso-
lutionen der Generalversammlung und den entsprechenden Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen;
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98. fordert die Staaten auf, einzeln, gemeinsam oder iiber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung weiterhin wirksame Bewirtschaftungsmafinahmen zur
Verringerung von Beifdngen zu untersuchen, auszuarbeiten und zu beschlie3en, unter Beriicksichtigung der
besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informationen iiber Fischereimethoden, einschlieBlich Fischsam-
melvorrichtungen;

99. fordert die Staaten aulRerdem auf, einzeln, gemeinsam oder iiber die regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung die notwendigen Daten zu erheben, um die Nut-
zung grofler Fischsammelvorrichtungen und gegebenenfalls anderer Vorrichtungen sowie ihre Auswirkun-
gen auf die Thunfischbestinde und das Verhalten von Thunfischen und auf vergesellschaftete oder abhin-
gige Arten zu bewerten und genau zu iiberwachen, die Bewirtschaftungsverfahren zu verbessern, um die
Zahl, Art und Nutzung dieser Geréte zu iiberwachen, und die moglichen negativen Auswirkungen auf das
Okosystem, namentlich auf Jungfische, und den Beifang von Nichtzielarten, insbesondere Haien und
Schildkréten, zu verringern, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von den Mallnahmen, die verschiedene
regionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung beschlossen haben;

100. fordert die Staaten, die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung und gegebenenfalls die anderen zusténdigen internationalen Organisa-
tionen nachdricklich auf, zur Verringerung der Haufigkeit des Fangs von Nichtzielarten wirksame Bewirt-
schaftungsmafnahmen auszuarbeiten und durchzufiihren, die gegebenenfalls auch den Einsatz selektiver
Fanggerdte umfassen konnen;

101. fordert die Staaten und die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung auf, MaBnahmen zu beschlieen oder zu verbessern, um die Auswir-
kungen ihrer Fischerei auf die als Beifinge gefangenen Arten zu bewerten und die Vollstidndigkeit und Ge-
nauigkeit der Angaben und Berichte iiber unerwiinschte Beifinge von Arten zu verbessern, so auch durch
eine ausreichende Uberwachung durch Beobachter und den Einsatz moderner Technologien, und den Ent-
wicklungsldandern Hilfe bei der Erfiillung ihrer Datenerhebungs- und Berichtspflichten zu gewéhren;

102. ersucht die Staaten und gegebenenfalls die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung, Datenerhebungsprogramme einzufithren oder zu verstirken, um zu-
verldssige artenspezifische Schétzungen der Beifdnge von Haifischen, Meeresschildkréten, Fischen, Mee-
ressdugetieren und Seevdgeln zu erhalten, und weitere Forschungen iiber selektive Fanggerite und
-methoden sowie iiber den Einsatz geeigneter Maflnahmen zur Beifangreduzierung zu fordern;

103. legt den Staaten und den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung nahe, bei der Erarbeitung und Anwendung klarer, standardisierter Protokolle fiir die
Erhebung und Meldung von Daten iiber Beifinge von Nichtzielarten, insbesondere gefahrdeten, bedrohten
und geschiitzten Arten, abgestimmt vorzugehen und dabei den von den zustéindigen internationalen Organi-
sationen und Vereinbarungen, namentlich der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und dem Ubereinkommen zur Erhaltung der Albatrosse und Sturmvégel'”, erteilten Rat zu be-
wiahrten Verfahren zu beriicksichtigen;

104. legt den Staaten und den im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b
des Durchfithrungsiibereinkommens genannten Rechtstridgern nahe, gegebenenfalls die Mitwirkung in sub-
regionalen und regionalen Ubereinkiinften und Organisationen zu erwégen, zu deren Auftrag es gehort,
beim Fischfang unbeabsichtigt gefangene Nichtzielarten zu erhalten;

105. legt den Staaten nahe, soweit erforderlich und unter Beriicksichtigung der bewahrten Verfah-
ren fiir die Bewirtschaftung von Nichtzielarten die Kapazitdten der subregionalen und regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, zu stirken, um die
angemessene Erhaltung der beim Fischfang unbeabsichtigt gefangenen Nichtzielarten zu gewahrleisten,
und ihre in dieser Hinsicht unternommenen Anstrengungen zu beschleunigen;
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106. ersucht die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, die in den Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen von 2004 zur Verringerung der Sterblichkeit von Meeresschildkréten in der Fischerei und ih-
rem Internationalen Aktionsplan zur Verringerung der Beifdnge von Seevdgeln bei der Langleinenfischerei
empfohlenen Mafinahmen, soweit angezeigt, dringend durchzufithren, um den Riickgang der Meeresschild-
kroten- und Seevogelpopulationen zu verhindern, indem sie bei ihren Fischereitétigkeiten Beifinge mini-
mieren und die Uberlebenschancen wiederausgesetzter Tiere erhdhen, namentlich durch die Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet alternativer Fanggerite und Koder, die Forderung des Einsatzes der bestehen-
den Technologien zur Beifangreduzierung sowie die Einfiihrung und Stirkung von Datenerhebungspro-
grammen mit dem Ziel, standardisierte Informationen fiir die zuverldssige Schitzung der Beifinge dieser
Arten zu gewinnen;

107. fordert die Staaten nachdriicklich auf, einzeln oder iiber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung die Internationalen Leitlinien der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen fiir Beifangmanagement und die Verringerung von
Riickwiirfen umzusetzen;

108. ersucht die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, weiterhin dringend Schritte zu unternehmen, um die Beifénge von Seevogeln, na-
mentlich Albatrossen und Sturmvogeln, in der Fischerei zu verringern, indem sie Erhaltungsmafinahmen
beschlieen und durchfiihren, die den technischen Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen von 2009 fiir bewéhrte Verfahren zur Unterstiitzung der Umsetzung des Inter-
nationalen Aktionsplans zur Verringerung der Beifidnge von Seevogeln bei der Langleinenfischerei entspre-
chen, und die Arbeit im Rahmen des Ubereinkommens zur Erhaltung der Albatrosse und Sturmvégel und
von Organisationen wie der Kommission zur Erhaltung der lebenden Meeresschétze der Antarktis beriick-
sichtigen;

IX
Subregionale und regionale Zusammenarbeit

109. fordert die Kiistenstaaten und die Staaten, die Hochseefischerei betreiben, nachdriicklich auf,
sich im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen, dem Durchfiihrungsiibereinkommen und anderen ein-
schligigen Ubereinkiinften um eine Zusammenarbeit in Bezug auf gebietsiibergreifende Fischbestinde und
Bestdnde weit wandernder Fische zu bemiihen, entweder unmittelbar oder iiber die geeigneten subregiona-
len oder regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, um die wirk-
same Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Bestande sicherzustellen;

110. legt den Staaten, die gebietsiibergreifende Fischbestdnde und Bestéinde weit wandernder Fi-
sche auf Hoher See befischen, sowie den betreffenden Kiistenstaaten eindringlich nahe, dort, wo eine sub-
regionale oder regionale Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung befugt ist,
Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen fiir solche Bestdnde zu treffen, ihre Pflicht zur Zusammen-
arbeit zu erfiillen, indem sie Mitglied der Organisation werden, sich an der Vereinbarung beteiligen oder der
Anwendung der im Rahmen dieser Organisation oder Vereinbarung festgelegten Erhaltungs- und Bewirt-
schaftungsmafBBnahmen zustimmen, oder auf andere Weise sicherzustellen, dass kein ihre Flagge fithrendes
Schiff die Genehmigung erhélt, auf Fischereiressourcen zuzugreifen, die in den Zustindigkeitsbereich re-
gionaler Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung fallen oder auf die von
solchen Organisationen oder Vereinbarungen festgelegte Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmainahmen
angewandt werden;

111. bittet in dieser Hinsicht die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung, dafiir zu sorgen, dass alle Staaten, die ein tatsdchliches Interesse
an der betreffenden Fischerei haben, im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen, dem Durchfithrungs-
iibereinkommen und dem Verhaltenskodex Mitglied solcher Organisationen werden beziehungsweise sich
an solchen Vereinbarungen beteiligen kdnnen;

112. legt den betreffenden Kiistenstaaten und Staaten, die gebietsiibergreifende Fischbestdnde
oder Bestdnde weit wandernder Fische auf Hoher See befischen, nahe, falls keine subregionale oder regio-
nale Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung zur Festlegung von Erhaltungs-



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

und Bewirtschaftungsmalnahmen fiir diese Bestdnde vorhanden ist, zusammenzuarbeiten, um eine solche
Organisation zu schaffen oder sonstige geeignete Vereinbarungen einzugehen, die die Erhaltung und Be-
wirtschaftung dieser Bestdnde sicherstellen, und sich an der Arbeit der Organisation oder der Vereinbarung
zu beteiligen;

113.  legt den Unterzeichnerstaaten des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung
der Fischereiressourcen im Siidostatlantik'® und den anderen Staaten, deren Schiffe im Gebiet des Uber-
einkommens Fischereiressourcen befischen, die von dem Ubereinkommen erfasst werden, eindringlich
nahe, mit Vorrang Vertragsparteien des Ubereinkommens zu werden und in der Zwischenzeit sicherzustellen,
dass die ihre Flagge fiihrenden Schiffe die beschlossenen Maflnahmen vollsténdig befolgen;

114. erinnert an das Inkrafttreten des Ubereinkommens iiber die Fischerei im siidlichen Indischen
Ozean und befilirwortet weitere Ratifikationen, Annahmen und Genehmigungen dieses Ubereinkommens
und Beitritte zu ihm;

115. erinnert auRerdem an das Inkrafttreten des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Bewirt-
schaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im Siidpazifik und befiirwortet weitere Ratifikationen,
Annahmen und Genehmigungen dieses Ubereinkommens und Beitritte zu ihm;

116. legt den Staaten, den Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration und den in Arti-
kel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereires-
sourcen der Hohen See im Siidpazifik genannten Rechtstrigern, die an seiner Aushandlung beteiligt waren,
nahe, bis zur Festlegung von Erhaltungs- und BewirtschaftungsmaBnahmen die freiwilligen einstweiligen
MaBnahmen, die zur Umsetzung der Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105 der Generalversamm-
lung beschlossen wurden, vollstdndig durchzufiihren;

117.  begriiRt die jiingsten Unterzeichnungen und jiingste Ratifikation des Ubereinkommens iiber
die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im Nordpazifik und befiirwortet
weitere Ratifikationen, Annahmen und Genehmigungen dieses Ubereinkommens und Beitritte zu ihm;

118. legt den Staaten, die an der Aushandlung des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Be-
wirtschaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im Nordpazifik beteiligt waren, nahe, die gemaB den
Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105 und den Ziffern 117, 119, 120, 122 und 123 der Resolution
64/72 beschlossenen freiwilligen einstweiligen Mafinahmen vollstdndig durchzufiihren;

119. vermerkt die Anstrengungen, die die Mitglieder der Thunfischkommission fiir den Indischen
Ozean weiterhin unternechmen, um die Arbeitsweise der Kommission zu stirken, damit sie ihr Mandat
wirksamer erfiillen kann, und bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, den Mitgliedern der Kommission die diesbeziiglich benédtigte Hilfe zu gewéhren;

120. legt den Unterzeichnerstaaten und den Staaten, die ein tatsidchliches Interesse haben, nahe,
Vertragsparteien des Ubereinkommens zur Stirkung der Interamerikanischen Kommission fiir Tropischen
Thunfisch, die mit dem Ubereinkommen von 1949 zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der
Republik Costa Rica eingesetzt wurde, zu werden;

121.  legt den Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die kiinftige multilaterale Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Fischerei im Nordwestatlantik'*' nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, die
2007 vorgenommene Anderung dieses Ubereinkommens zu genehmigen, damit sie rasch in Kraft treten
kann;

122. fordert die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung nachdriicklich auf, im Einklang mit dem Vélkerrecht ihre Anstrengungen zur Starkung und Moderni-
sierung ihrer Mandate und der von diesen Organisationen oder Vereinbarungen beschlossenen Mafinahmen
mit Vorrang fortzusetzen und moderne Ansétze der Fischereibewirtschaftung entsprechend dem Durchfiih-
rungsiibereinkommen und anderen einschléigigen internationalen Ubereinkiinften zu verwirklichen, indem

'8 Bbd., Vol. 2221, Nr. 39486. Amtliche deutschsprachige Fassung: ABl. EG 1996 Nr. L 177 S. 24.
81 Ebd., Vol. 1135, Nr. 17799. Amtliche deutschsprachige Fassung: ABL. EG 1978 Nr. L 378 S. 30.
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sie sich auf die besten verfligbaren wissenschaftlichen Informationen stiitzen, den Vorsorgeansatz anwen-
den und einen Okosystemansatz fiir die Fischereibewirtschaftung sowie Erwigungen der biologischen Viel-
falt, einschlieBlich der Erhaltung und Bewirtschaftung 6kologisch verwandter und abhéngiger Arten und des
Schutzes ihrer Lebensrdume, einbeziehen, sofern diesbeziiglich noch Liicken bestehen, um sicherzustellen,
dass sie einen wirksamen Beitrag zur langfristigen Erhaltung und Bewirtschaftung und zur nachhaltigen Nut-
zung der lebenden Meeresressourcen leisten, und begriiit die Schritte, die einige regionale Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung in diese Richtung unternommen haben;

123. fordert die fiir die Erhaltung und Bewirtschaftung von Bestdnden weit wandernder Fische
zustiindigen regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen, die noch keine an den besten verfiigbaren
wissenschaftlichen Informationen ausgerichteten wirksamen Mafnahmen zur Erhaltung und Bewirtschaf-
tung der unter ihr Mandat fallenden Besténde beschlossen haben, auf, dies dringend zu tun;

124. fordert die Staaten nachdriicklich auf, die Zusammenarbeit zwischen den bestehenden und
sich entwickelnden regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
deren Mitglied sie sind, zu stirken und auszuweiten, namentlich durch verbesserte Kommunikation und
weitere Koordinierung der MaBBnahmen, etwa im Wege gemeinsamer Konsultationen, und die Integration,
Koordinierung und Zusammenarbeit dieser regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung mit anderen zustidndigen Fischereiorganisationen, Regionalmeervereinbarungen und
anderen zusténdigen internationalen Organisationen zu stérken;

125. fordert die fiinf fiir die Bewirtschaftung weit wandernder Arten zustindigen regionalen Fi-
schereibewirtschaftungsorganisationen nachdriicklich auf, weiterhin Maflnahmen zur Durchfithrung des
Vorgehensplans zu ergreifen, der auf der zweiten gemeinsamen Tagung der mit Thunfisch befassten regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung verabschiedet wurde, und
die Empfehlungen der dritten gemeinsamen Tagung der mit Thunfisch befassten regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu priifen;

126. Dbittet die Staaten und die fiir die Bewirtschaftung gebietsiibergreifender Fischbestinde zu-
standigen regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, Erfahrungen
und bewihrte Verfahren auszutauschen, beispielsweise indem sie erwégen, gegebenenfalls gemeinsame
Tagungen abzuhalten;

127. legt den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
eindringlich nahe, die Transparenz zu verbessern und dafiir zu sorgen, dass ihre Entscheidungsprozesse fair
und transparent sind, auf den besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informationen beruhen, den Vorsor-
geansatz und Okosystemansitze einbeziehen und die Teilnehmerrechte regeln, auch durch die Ausarbeitung
transparenter Kriterien fiir die Aufteilung von Fangmoglichkeiten, wobei den einschldgigen Bestimmungen
des Durchfiihrungsiibereinkommens entsprechend Rechnung zu tragen ist, unter anderem unter gebiihren-
der Beriicksichtigung der jeweiligen Bestandslage und der jeweiligen Interessen an der Fischerei;

128. begrifit es, dass einige regionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung Leistungsiiberpriiffungen durchgefiihrt haben, und regt an, die aus ihren jeweiligen
Uberpriifungen hervorgegangenen Empfehlungen gegebenenfalls mit Vorrang umzusetzen;

129. fordert die Staaten nachdriicklich auf, im Rahmen ihrer Beteiligung an den regionalen Orga-
nisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, die noch keine Leistungsiiberpriifun-
gen durchgefiihrt haben, diese Organisationen und Vereinbarungen vordringlich einer solchen Uberpriifung
zu unterziehen, entweder auf Initiative der Organisation oder Vereinbarung selbst oder mit externen Part-
nern, namentlich in Zusammenarbeit mit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen, unter Anwendung transparenter Kriterien auf der Grundlage der Bestimmungen des Durchfiih-
rungsiibereinkommens und anderer einschligiger Ubereinkiinfte und unter Beriicksichtigung der bewihrten
Verfahrensweisen der regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
und gegebenenfalls eines von den Staaten oder anderen regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung erarbeiteten Katalogs von Kriterien, und befiirwortet es, dass diese
Leistungsiiberpriifungen auch eine unabhéngige Evaluierung enthalten und gegebenenfalls Wege zur Ver-
besserung der Arbeitsweise der jeweiligen Organisation oder Vereinbarung aufzeigen;
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130. fordert die Staaten auf, im Rahmen ihrer Beteiligung an den regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung die Leistung dieser Organisationen und Vereinbarun-
gen regelmdBig zu iiberpriifen und die Ergebnisse offentlich verfiigbar zu machen, die daraus hervorgegan-
genen Empfehlungen umzusetzen und diese Uberpriifungen im Zeitverlauf nach Bedarf umfassender zu
machen;

131. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen die Notwendigkeit von
Transparenz und Rechenschaftslegung in der Fischereibewirtschaftung durch die regionalen Fischereibe-
wirtschaftungsorganisationen anerkannten sowie die Anstrengungen derjenigen regionalen Fischereibewirt-
schaftungsorganisationen anerkannten, die bereits unabhéngige Leistungsiiberpriifungen vorgenommen
hatten, alle diese Organisationen aufforderten, solche Uberpriifungen regelmiBig durchzufiihren und die
Ergebnisse offentlich verfiigbar zu machen, die Umsetzung der daraus hervorgegangenen Empfehlungen
befiirworteten und empfahlen, diese Uberpriifungen im Zeitverlauf nach Bedarf umfassender zu machen;

132. fordert die Staaten nachdrtcklich auf, unter Beriicksichtigung dieser Leistungsiiberpriifungen
an der Erarbeitung von Leitlinien fiir bewdhrte Verfahren fiir regionale Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung mitzuwirken und diese Leitlinien in den Organisationen und Vereinba-
rungen, deren Mitglied sie sind, so weit wie moglich anzuwenden;

133. ermutigt zur Erarbeitung regionaler Leitlinien, auf die die Staaten zuriickgreifen konnen, um
in Féllen der Nichteinhaltung durch ihre Flagge fiihrende Schiffe und ihre Staatsangehdrigen Sanktionen
gegen sie zu verhingen, die im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht anzuwenden sind und ausreichend
streng sind, um die Einhaltung wirksam sicherzustellen, von weiteren Verstoen abzuschrecken und den
Tatern die Friichte ihrer illegalen Aktivititen zu entziehen, und die die Staaten fiir die Evaluierung ihrer
Sanktionssysteme nutzen konnen, um zu gewdhrleisten, dass diese wirksam die Einhaltung sicherstellen
und von Verstoflen abschrecken;

134. st sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, fiir die Transparenz der Berichterstattung iiber Fi-
schereitdtigkeiten im Rahmen regionaler Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung zu sorgen, um die Anstrengungen zur Bekdmpfung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten
Fischerei zu erleichtern, und wie wichtig es ist, die im Rahmen dieser Organisationen und Vereinbarungen
bestehenden Berichtspflichten einzuhalten, nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von den MaBnahmen, die die
Internationale Kommission fiir die Erhaltung der Thunfischbestinde im Atlantik'®* und die Thunfischkom-
mission fiir den Indischen Ozean' angenommen haben, und legt anderen regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nahe, die Einfiihrung dhnlicher Malnahmen zu erwégen;

X
Verantwortungsvolle Fischerei im marinen Okosystem

135. fordert die Staaten nachdriicklich auf, sich unter Beriicksichtigung von Ziffer 30 d) des
Durchfithrungsplans von Johannesburg einzeln oder iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung verstirkt um die Anwendung eines Okosystemansatzes in der Fi-
scherei zu bemiihen;

136. legt den Staaten nahe, einzeln oder iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung und andere zustidndige internationale Organisationen darauf hinzuwir-
ken, dass die Erhebung von Fischerei- und anderen Okosystemdaten auf koordinierte und integrierte Weise
erfolgt, die bei Bedarf die Einbindung in globale Beobachtungsinitiativen erleichtert;

137. fordert die Staaten und die regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung auf, in Zusammenarbeit mit anderen zustéindigen Organisationen, einschlieBlich der
Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, der Zwischenstaatlichen Ozeanogra-
phischen Kommission und der Weltorganisation fiir Meteorologie, gegebenenfalls Malnahmen zu be-

'8 International Commission for the Conservation of Atlantic Tunas, Empfehlung 11-16.

183 Indian Ocean Tuna Commission, Resolutionen 12/07 und 13/07.
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schlielen, die zum Ziel haben, au3erhalb der Gebiete nationaler Hoheitsbefugnisse verankerte Bojensyste-
me zur Erfassung von Ozeandaten vor Aktivitdten zu schiitzen, die ihren Betrieb beeintréchtigen;

138.  legt den Staaten nahe, die wissenschaftliche Forschung iiber das marine Okosystem im Ein-
klang mit dem Vélkerrecht zu verstirken;

139. fordert die Staaten, die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
und andere Sonderorganisationen, bei Bedarf die subregionalen und regionalen Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung sowie die sonstigen in Betracht kommenden zwischenstaatli-
chen Organe auf, bei der Herbeifiilhrung einer nachhaltigen Aquakultur zusammenzuarbeiten, namentlich
indem sie Informationen austauschen, gleichwertige Normen zu Fragen wie etwa der Gesundheit von Was-
sertieren und der menschlichen Gesundheit und Sicherheit erarbeiten, die moglichen positiven und negati-
ven Auswirkungen der Aquakultur, einschlieBlich der soziodkonomischen, auf die Meeres- und Kiistenum-
welt, einschlieSlich der biologischen Vielfalt, bewerten und geeignete Methoden und Verfahren beschlie-
Ben, um die nachteiligen Auswirkungen auf ein Mindestmal} zu beschranken und abzumildern, und befiir-
wortet in dieser Hinsicht die Durchfiihrung der Strategie und des Rahmenplans der Erndhrungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen von 2007 zur Verbesserung der Informationen iiber den
Stand und die Tendenzen der Aquakultur als Rahmen zur Verbesserung und zum Versténdnis des Stands
und der Tendenzen der Aquakultur;

140. fordert die Staaten auf, umgehend einzeln und {iber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung und entsprechend dem Vorsorgeansatz und den Okosys-
temansidtzen MaBnahmen zur weiteren Umsetzung der Internationalen Leitlinien der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen von 2008 fiir die Bewirtschaftung der Tiefseefischerei
auf Hoher See (,,Leitlinien von 2008°) zu ergreifen, um die Fischbestinde nachhaltig zu bewirtschaften und
empfindliche marine Okosysteme, einschlieBlich der Seeberge, hydrothermalen Quellen und Kaltwasserko-
rallen, vor destruktiven Fischfangpraktiken zu schiitzen, in Anbetracht der enormen Bedeutung und des
enormen Wertes der Tiefseedkosysteme und ihrer biologischen Vielfalt;

141. erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* verpflichteten, die
MaBnahmen zum Schutz empfindlicher mariner Okosysteme vor erheblichen Schiden zu verstirken, na-
mentlich durch den wirksamen Einsatz von Folgenabschitzungen, im Einklang mit dem Vélkerrecht, den
anwendbaren internationalen Rechtsakten und den einschligigen Resolutionen der Generalversammlung
und den entsprechenden Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen;

142. bekraftigt die Bedeutung der Ziffern 80 bis 90 der Resolution 61/105, der Ziffern 113 bis 127
der Resolution 64/72 und der Ziffern 121 bis 136 der Resolution 66/68 vom 6. Dezember 2011 betreffend
die Auswirkungen der Grundfischerei auf empfindliche marine Okosysteme und die langfristige Nachhal-
tigkeit der Tiefseefischbestinde sowie der in den genannten Resolutionen geforderten MaBinahmen und
betont, dass alle Staaten und zusténdigen regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung die Verpflichtungen, die sie nach den genannten Ziffern eingegangen sind, dringend in
vollem Umfang erfiillen miissen;

143. weist darauf hin, dass die die Auswirkungen der Grundfischerei auf empfindliche marine
Okosysteme betreffenden Ziffern der Resolutionen 61/105, 64/72 und 66/68 die souverinen Rechte der
Kiistenstaaten an ihrem Festlandsockel oder die Ausiibung der Hoheitsbefugnisse der Kiistenstaaten im
Hinblick auf ihren Festlandsockel nach dem Voélkerrecht, wie im Seerechtsiibereinkommen, insbesondere
seinem Artikel 77, niedergelegt, unberiihrt lassen;

144. stellt in dieser Hinsicht fest, dass bestimmte Kiistenstaaten Erhaltungsmafinahmen im Hinblick
auf ihren Festlandsockel beschlossen haben, um die Auswirkungen der Grundfischerei auf empfindliche
marine Okosysteme zu bewiltigen, und dass sie Anstrengungen unternehmen, um die Einhaltung dieser
MaBnahmen zu gewéhrleisten;

145.  begrit die bedeutenden Fortschritte, die die Staaten, die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung und die Staaten, die an Verhandlungen iiber die Schaf-
fung einer fiir die Regulierung der Grundfischerei zustdndigen regionalen Organisation oder Vereinbarung
betreffend Fischereibewirtschaftung beteiligt sind, erzielt haben, im Hinblick auf die Umsetzung der Zif-
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fern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105, der Ziffern 113, 117 und 119 bis 124 der Resolution 64/72 und
der Ziffern 121, 126, 129, 130 und 132 bis 134 der Resolution 66/68 und die Bewaltigung der Auswirkun-
gen der Grundfischerei auf empfindliche marine Okosysteme;

146.  begrift aulRerdem die maBigebliche Arbeit, die die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen hinsichtlich der Bewirtschaftung der Tiefseefischerei auf Hoher See und des
Schutzes empfindlicher mariner Okosysteme weiterhin leistet, und fordert die Staaten und die regionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nachdriicklich auf, sicherzustel-
len, dass ihre MaBBnahmen zur nachhaltigen Bewirtschaftung der Tiefseefischerei und zur Umsetzung der
Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105, der Ziffern 113 und 119 bis 124 der Resolution 64/72 und
der Ziffern 121, 129, 130 und 132 bis 134 der Resolution 66/68 mit den Leitlinien von 2008 im Einklang
stehen;

147. erklart, wie wichtig es ist, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen als Teil ihres laufenden Programms fiir Tiefseefischerei die in den Ziffern 135 und 136 der
Resolution 66/68 vorgesehenen Aufgaben weiter durchfiihrt;

148. nimmt davon Kenntnis, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen vom 8. bis 12. April 2013 in Swakopmund (Namibia) ein regionales Arbeitsseminar tiber emp-
findliche marine Okosysteme im Siidostatlantik abgehalten hat;

149. ermutigt zu schnelleren Fortschritten bei der Aufstellung von Kriterien filir die Ziele und die
Bewirtschaftung von Meeresschutzgebieten fiir Fischereizwecke, begriifit in dieser Hinsicht die Ausarbei-
tung technischer Leitlinien iiber Meeresschutzgebiete und Fischerei durch die Ernédhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und fordert nachdriicklich zur Koordinierung und Zusammen-
arbeit zwischen allen zusténdigen internationalen Organisationen und Organen auf;

150. fordert alle Staaten nachdricklich auf, das Weltaktionsprogramm von 1995 zum Schutz der
Meeresumwelt gegen vom Lande ausgehende Titigkeiten'®* durchzufiihren und beschleunigt MaBnahmen
zum Schutz des marinen Okosystems, einschlieBlich Fischbestéinden, vor Verschmutzung und physischer
Schadigung zu ergreifen, unter Beriicksichtigung der Zunahme toter Zonen in den Ozeanen;

151. nimmt Kenntnis von den schwerwiegenden 6kologischen Auswirkungen auf die Meeresum-
welt, die durch aufgegebene, verloren gegangene oder anderweitig zuriickgelassene Fanggeréte verursacht
werden, und legt den Staaten nahe, in Anbetracht der Empfehlungen des Berichts des Umweltprogramms
der Vereinten Nationen und der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen von
2009 MaBnahmen zur Reduzierung dieser Geréte zu ergreifen;

152.  bekraftigt die Bedeutung, die sie den Ziffern 77 bis 81 der Resolution 60/31 vom 29. No-
vember 2005 beimisst, in denen das Problem der verloren gegangenen, aufgegebenen oder zuriickgelasse-
nen Fanggerdte und des damit verbundenen Meeresmiills sowie die nachteiligen Auswirkungen von Mee-
resmiill und aufgegebenen Fanggeriten unter anderem auf die Fischbestdnde, die Lebensrdume und andere
Meeresarten behandelt wurden, und fordert die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung mit Nachdruck zu rascheren Fortschritten bei der Umsetzung
der genannten Ziffern auf;

153. beflirwortet weitere Untersuchungen, namentlich durch die Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, iiber die Auswirkungen von Unterwasserldrm auf die Fischbe-
stinde und die Fischfangquoten sowie {iber die damit verbundenen sozio6konomischen Auswirkungen;

154. fordert die Staaten auf, namentlich iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung eine aktive Rolle bei den weltweiten Anstrengungen zur Erhaltung und
nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen zu iibernehmen und so zur biologischen Vielfalt der
Meere beizutragen;

'8 A/51/116, Anlage I1.
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155. legt den Staaten nahe, einzeln oder gegebenenfalls iiber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung Laich- und Aufwuchsgebiete fiir Fischbestinde in
ihrem Hoheits- oder Zustindigkeitsbereich zu ermitteln und erforderlichenfalls wissenschaftlich fundierte
MaBnahmen zur Erhaltung solcher Bestdnde wéhrend dieser kritischen Lebensphasen zu beschlieen;

156. st sich der breit gefacherten Auswirkungen der Versauerung der Ozeane auf die marinen
Okosysteme bewusst und fordert die Staaten auf, gegen die Ursachen dieser Versauerung anzugehen und
ihre Auswirkungen weiter zu untersuchen;

157. betont, wie wichtig es ist, anpassungsfahige Strategien filir die Bewirtschaftung der Meeres-
ressourcen zu entwickeln und verstirkt Kapazititen fiir die Umsetzung dieser Strategien aufzubauen, um
die Widerstandsfihigkeit der marinen Okosysteme zu erhdhen und so die breit geficherten Auswirkungen
der Versauerung der Ozeane auf Meeresorganismen und die von ihr ausgehende Bedrohung der Erndh-
rungssicherheit zu minimieren, insbesondere die Auswirkungen auf die Féhigkeit von kalkhaltigem Plank-
ton, Korallenriffen, Krusten- und Schalentieren, Schalen und Skelettstrukturen zu bilden, sowie die Bedro-
hungen, die dies fiir die Proteinversorgung bedeuten konnte;

Xl
Kapazitatsaufbau

158. erklart erneut, wie entscheidend wichtig es ist, dass die Staaten unmittelbar oder gegebenen-
falls tiber die zustdndigen subregionalen und regionalen Organisationen sowie iiber andere internationale
Organisationen, einschlieBlich der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen im
Rahmen ihres FishCode-Programms, zusammenarbeiten, einschlieBlich durch die Gewéhrung finanzieller
und/oder technischer Hilfe, im Einklang mit dem Durchfiihrungsiibereinkommen, dem Einhaltungsiiberein-
kommen, dem Verhaltenskodex und den damit verbundenen internationalen Aktionsplédnen, um die Ent-
wicklungsldnder besser in die Lage zu versetzen, die in dieser Resolution geforderten Ziele und MaBnah-
men zu verwirklichen;

159. begrifit, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen der-
zeit Leitlinien fiir die erforderlichen Strategien und Maflnahmen zur Schaffung eines forderlichen Umfelds
fiir die nachhaltige Kleinfischerei ausarbeitet, und ermutigt zur Durchfithrung von Studien iiber die Schaf-
fung moglicher alternativer Existenzgrundlagen fiir Kiistengemeinden;

160. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“ anerkannten, wie wichtig es
ist, die Kapazititen der Entwicklungslédnder auszubauen, damit sie von der Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung der Ozeane und Meere und deren Ressourcen profitieren konnen, und in dieser Hinsicht die Not-
wendigkeit betonten, bei der wissenschaftlichen Meeresforschung zusammenzuarbeiten, um die Bestim-
mungen des Seerechtsiibereinkommens und die Ergebnisse der grolen Gipfeltreffen iiber nachhaltige Ent-
wicklung umzusetzen, und den Technologietransfer zu gewéhrleisten, unter Beriicksichtigung der Kriterien
und Leitlinien der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission fiir die Weitergabe von Meeres-
technologie;

161. erinnert aulerdem daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* eindringlich dazu
aufforderten, bis 2014 Strategien festzulegen und allgemein anzuwenden, die den Entwicklungslédndern,
insbesondere den am wenigsten entwickelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldndern, weiter
dabei behilflich sind, ihre nationalen Kapazitdten zur Erhaltung, nachhaltigen Bewirtschaftung und Nut-
zung der Vorteile der nachhaltigen Fischerei auszubauen, namentlich durch verbesserten Marktzugang fiir
Fischerzeugnisse aus Entwicklungslédndern;

162. ermutigt die Staaten, die internationalen Finanzinstitutionen und die zustindigen zwischen-
staatlichen Organisationen und Organe in Anbetracht dessen, dass die Erndhrungs- und Existenzsicherheit
von der Fischerei abhéngen kann, den Kapazitatsaufbau und die technische Hilfe fiir Fischer, insbesondere
Kleinfischer, in den Entwicklungsléndern, vor allem in den kleinen Inselentwicklungslédndern, entsprechend
der 6kologischen Nachhaltigkeit zu verstérken;

163. legt den Staaten nahe, unmittelbar oder tiber das System der Vereinten Nationen, namentlich
die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, eng zusammenzuarbeiten, mit
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dem Ziel, in den Entwicklungslédndern, insbesondere den kleinen Inselentwicklungsldndern, durch Ausbil-
dungs- und Schulungsmalinahmen verstarkt Kapazitdten auf dem Gebiet der Fischerei aufzubauen;

164. anerkennt in dieser Hinsicht die Arbeit des Fischerei-Schulungsprogramms der Universitét
der Vereinten Nationen in Island, das seit 15 Jahren zum Aufbau entsprechender Kapazititen in Entwick-
lungsliandern beitrégt, von 280 Stipendiaten aus 47 Landern absolviert wurde und zusitzlich in 12 Landern
36 Kurzschulungen abgehalten hat;

165. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die Chancen fiir eine nachhaltige Entwicklung in
den Entwicklungslédndern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten Lindern, den kleinen Inselent-
wicklungslédndern und den afrikanischen Kiistenstaaten, zu erhohen, indem sie diese Staaten ermutigt, sich
starker an den genehmigten Fischereititigkeiten zu beteiligen, die innerhalb der Gebiete ihrer nationalen
Hoheitsbefugnisse von Fernfischerei betreibenden Staaten im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen
unternommen werden, damit Entwicklungslédnder bessere wirtschaftliche Ertrdge aus den Fischereiressour-
cen in den Gebieten ihrer nationalen Hoheitsbefugnisse erzielen und ihre Rolle in der regionalen Fische-
reibewirtschaftung ausbauen koénnen, und indem sie in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht, insbesonde-
re dem Seerechtsiibereinkommen und dem Durchfiihrungsiibereinkommen, und unter Beriicksichtigung
von Artikel 5 des Verhaltenskodexes die Féahigkeit der Entwicklungslénder stérkt, ihre eigene Fischerei zu
entwickeln und sich an der Hochseefischerei zu beteiligen, namentlich indem sie ihnen den Zugang dazu
eroffnet;

166. ersucht die Fernfischerei betreibenden Staaten, die Aushandlung von Zugangsabkommen und
-vereinbarungen mit Kiistenentwicklungslidndern auf eine ausgewogene und nachhaltige Grundlage zu stel-
len und deren legitime Erwartung, aus der nachhaltigen Nutzung der natiirlichen Ressourcen ihrer aus-
schlieBlichen Wirtschaftszonen in vollem Umfang Nutzen zu ziehen, zu beriicksichtigen, sicherzustellen,
dass die ihre Flagge fithrenden Schiffe die im Einklang mit dem Vdlkerrecht verabschiedeten Gesetze und
sonstigen Vorschriften der Kiistenentwicklungslidnder einhalten, und verstirkte Aufmerksamkeit auf die
Fischverarbeitung und die Fischverarbeitungseinrichtungen im nationalen Hoheitsbereich des Kiistenent-
wicklungslands zu richten, um diesem dabei behilflich zu sein, aus der Entwicklung der Fischereiressour-
cen Nutzen zu ziehen, und auch dem Technologietransfer und der Unterstiitzung bei der Uberwachung,
Kontrolle und Aufsicht sowie der Einhaltung und Durchsetzung in den Gebieten der nationalen Hoheitsbe-
fugnisse des Kiistenentwicklungslands, das den Zugang zur Fischerei gewahrt, mehr Aufmerksamkeit zu
widmen, unter Beriicksichtigung der in Artikel 25 des Durchfiihrungsiibereinkommens und Artikel 5 des
Verhaltenskodexes genannten Formen der Zusammenarbeit;

167. legt den Staaten nahe, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung den Entwicklungsldndern bei der Konzipierung, Einfiihrung und An-
wendung einschligiger Vereinbarungen, Ubereinkiinfte und Instrumente fiir die Erhaltung und nachhaltige
Bewirtschaftung von Fischbestidnden verstirkt und auf kohérentere Weise behilflich zu sein, namentlich bei
der Konzipierung und Stiarkung ihrer innerstaatlichen Fischereiregulierungspolitik und einer entsprechen-
den Politik der regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung in ihrer
jeweiligen Region sowie beim Ausbau der Forschungs- und wissenschaftlichen Kapazitéten iiber vorhande-
ne Fonds wie den Hilfsfonds nach Teil VII des Durchfiihrungsiibereinkommens, die bilaterale Hilfe, die
Hilfsfonds der regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, das
FishCode-Programm, das globale Fischereiprogramm der Weltbank und die Globale Umweltfazilitit;

168. legt den Staaten nahe, den Entwicklungsldndern technische und finanzielle Unterstiitzung zu
gewihren, um ihren besonderen Bediirfnissen und Problemen bei der Umsetzung der Leitlinien von 2008
zu entsprechen;

169. fordert die Staaten auf, durch einen stidndigen Dialog und die im Einklang mit den Arti-
keln 24 bis 26 des Durchfithrungsiibereinkommens gewihrte Hilfe und Zusammenarbeit weitere Ratifika-
tionen des Ubereinkommens beziehungsweise weitere Beitritte dazu zu fordern, indem sie unter anderem
das Problem des Kapazitits- und Ressourcenmangels angehen, das Entwicklungsldnder daran hindern
konnte, Vertragsparteien zu werden;

170. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der vom Sekretariat angefertigten Zusammenstellung
des Bedarfs der Entwicklungsldnder an Kapazititsaufbau und Hilfe fir die Erhaltung und Bewirtschaftung
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von gebietsiibergreifenden Fischbestdnden und Bestdnden weit wandernder Fische und der Quellen der
ihnen zur Deckung dieses Bedarfs zur Verfiigung stehenden Hilfe;

171. ermutigt die Staaten, die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung und die anderen zustdndigen Organe, den Entwicklungsldndern bei der Durchfiihrung
der in den Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105, den Ziffern 113, 117 und 119 bis 124 der Reso-
lution 64/72 und den Ziffern 121, 126, 129, 130 und 132 bis 134 der Resolution 66/68 geforderten Maf3-
nahmen behilflich zu sein;

172. fordert die Staaten und die Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration nachdriick-
lich auf, einzeln und tiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung die Anstrengungen zur Unterstlitzung der Entwicklungslénder, insbesondere der am wenigsten
entwickelten Lander und der kleinen Inselentwicklungslénder, in andere relevante internationale Entwick-
lungsstrategien zu integrieren, mit dem Ziel, die internationale Koordinierung zu verbessern und die Lander
damit in die Lage zu versetzen, eigene Kapazititen zur Nutzung von Fischereiressourcen zu entwickeln, in
Ubereinstimmung mit der Verpflichtung, fiir die Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Ressourcen zu sor-
gen, und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretér, die Organisationen, Fonds und Programme des
Systems der Vereinten Nationen, einschlieBlich auf der Ebene der regionalen Wirtschaftskommissionen, im
Rahmen ihres jeweiligen Mandats in vollem Umfang zu mobilisieren und zu koordinieren;

173. ersucht die Staaten und die regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen, Strategien
zu entwickeln, um den Entwicklungslindern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Léndern und
den kleinen Inselentwicklungslandern, weiter dabei behilflich zu sein, aus der Befischung von gebietsiiber-
greifenden Fischbestinden und Bestinden weit wandernder Fische vollen Nutzen zu ziehen und die regio-
nalen Anstrengungen zur nachhaltigen Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Bestéinde zu verstirken, und
in dieser Hinsicht entsprechende Informationen zur Verfiigung zu stellen;

X1l
Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen

174. ersucht die in Betracht kommenden Teile des Systems der Vereinten Nationen, die interna-
tionalen Finanzinstitutionen und die Geberorganisationen, Unterstiitzung fiir den Ausbau der Kapazititen
der regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen und ihrer Mitgliedstaaten zur Durchsetzung und
Einhaltung der Regelungen zu gewihren;

175. bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, die Vorkeh-
rungen, die sie mit den Organisationen der Vereinten Nationen hinsichtlich der Zusammenarbeit bei der
Umsetzung der internationalen Aktionspléne getroffen hat, beizubehalten und dem Generalsekretdr iiber die
Prioritdten bei der Zusammenarbeit und der Koordinierung dieser Arbeiten Bericht zu erstatten, damit er
diese Angaben in seinen Jahresbericht iiber die nachhaltige Fischerei aufnehmen kann;

X1
Tatigkeiten der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht

176. bekundet dem Generalsekretér ihre Anerkennung fiir die Tatigkeiten der Seerechtsabteilung,
in denen die hohe Qualitit der Hilfe zum Ausdruck kommt, die die Abteilung den Mitgliedstaaten bereit-
stellt;

177. ersucht den Generalsekretir, die ihm mit dem Seerechtsiibereinkommen, dem Durchfiih-
rungsiibereinkommen und den entsprechenden Resolutionen der Generalversammlung iibertragenen Auf-
gaben und Funktionen auch kiinftig wahrzunehmen und sicherzustellen, dass der Seerechtsabteilung im
Rahmen des fiir die Organisation gebilligten Haushaltsplans ausreichende Mittel zur Durchfiihrung ihrer
Tatigkeit zugewiesen werden;
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X1V

Neunundsechzigste Tagung der Generalversammliung

178. ersucht den Generalsekretér, die Aufmerksamkeit der zustdndigen zwischenstaatlichen Orga-
nisationen, der Organisationen und Organe des Systems der Vereinten Nationen, der subregionalen und
regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen und der zustiandigen nichtstaatlichen Organisationen
auf diese Resolution zu lenken;

179. stellt fest, dass der Wunsch besteht, die Effizienz der informellen Konsultationen iiber die
jahrliche Resolution der Generalversammlung betreffend nachhaltige Fischerei sowie die wirksame Beteili-
gung der Delegationen daran weiter zu verbessern, beschlieit, dass die informellen Konsultationen iiber
diese Resolution in einer einzigen sechstidgigen Konsultationsrunde im November stattfinden werden, und
bittet die Staaten, dem Koordinator der informellen Konsultationen spétestens fiinf Wochen vor deren Be-
ginn Textvorschlidge zur Aufnahme in die Resolution vorzulegen;

180. beschlieBt, den Unterpunkt ,,Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Ubereinkommen
von 1995 zur Durchfiihrung der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsiibergreifenden Fischbestinden und
Bestéinden weit wandernder Fische und damit zusammenhéngende Ubereinkiinfte unter dem Punkt ,,Ozea-
ne und Seerecht” in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen und die
Moglichkeit zu erwégen, diesen Unterpunkt kiinftig alle zwei Jahre in die vorlaufige Tagesordnung aufzu-
nehmen.

RESOLUTION 68/98

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 11. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.26 und Add.1, eingebracht von: Agypten, Andorra, Antigua und Barbuda, Australien, Baha-
mas, Barbados, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Indien, Indonesien,
Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Myanmar, Neuseeland, Niederlande, Norwegen,
Osterreich, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruméanien, Russische Foderation, San Marino, Schwe-
den, Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sudafrika, Suriname,
Thailand, Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Tirkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und Nord-
irland, Vietnam, Zypern.

68/98. Globale Gesundheit und AuRenpolitik
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 63/33 vom 26. November 2008, 64/108 vom 10. Dezember
2009, 65/95 vom 9. Dezember 2010, 66/115 vom 12. Dezember 2011 und 67/81 vom 12. Dezember 2012,

unter Begriiung der Ergebnisse der groBen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen,
die zur Forderung der globalen Gesundheitsagenda beigetragen haben, namentlich des Ergebnisdokuments
von 2013 der Sonderveranstaltung zur Weiterverfolgung der Anstrengungen zur Erreichung der Millenni-
ums-Entwicklungsziele'®, des Ergebnisdokuments von 2013 der Tagung der Generalversammlung auf ho-
her Ebene iiber die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen international ver-
einbarten Entwicklungsziele fiir Menschen mit Behinderungen — Der weitere Weg: eine behinderteninklusi-
ve Entwicklungsagenda bis 2015 und danach'®, des Ergebnisdokuments von 2012 der Konferenz der Ver-
einten Nationen iiber nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,Die Zukunft, die wir wollen“'®’, der Politi-

185 Resolution 68/6.
18 Resolution 68/3.
187 Resolution 66/288, Anlage.
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	8. Der Wirtschafts- und Sozialrat lädt seine Nebenorgane und die Leitungsgremien der Fonds, Programme und Sonderorganisationen ein, gegebenenfalls zu seiner Arbeit beizutragen, unter Berücksichtigung des vereinbarten Themas.
	9. Der Präsident des Wirtschafts- und Sozialrats schlägt im Benehmen mit den Nebenorganen und den Mitgliedstaaten ein Jahresthema vor, zuerst für die beiden folgenden Zyklen und danach jeweils für das folgende Jahr, um den Nebenorganen und den Mitgl...
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